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Von der Redaktion

Die Osterpause und danach
Die Russland-Analysen gehen für vier Wochen in die Osterpause. Die nächste Nummer erscheint am 8. Mai 2014. 
Wir werden uns dann u. a. mit der russischen Wirtschaft, der Krim und der weiteren Entwicklung der Beziehungen 
zur Ukraine befassen.
Einstweilen wünschen wir Ihnen aber frohe Ostertage und gute Erholung!

Matthias Neumann, Hartmut Schröder, Christoph Laug und Henning Schröder

Kommentar

Die EU vernachlässigt die Förderung der russischen Zivilgesellschaft
Stefanie Schiffer, Berlin / Thomas Vogel, Brüssel

Zusammenfassung
Während die EU-Finanzhilfen für die Zivilgesellschaft der Südlichen und der Östlichen Partnerschaft in den 
letzten Jahren kontinuierlich gestiegen sind, wurden die Gelder und Personalstellen für die Zusammenarbeit 
mit Russland massiv zurückgefahren. Ungeachtet der Proteste von Nichtregierungsorganisationen und der 
Aufforderungen des Europäischen Parlamentes setzt die EU-Kommission diese Politik auch im neuen EU-
Haushalt bis 2020 fort. Damit schwächt die EU eines der wenigen Instrumente, über das sie verfügt, um die-
jenigen Institutionen und Personen zu unterstützen, die sich in der Russischen Föderation für die demokra-
tische Transformation des Landes, für Menschenrechte und die europäische Integration einsetzen.

Die EU als Förderer der Zivilgesellschaft
Die Europäische Union verfügt im Rahmen ihrer inter-
nationalen Kooperationsprogramme über eine Reihe von 
Finanzinstrumenten, die speziell auf die Förderung von 
zivilgesellschaftlichen Initiativen und Menschenrechts-
organisationen ausgerichtet sind. In den vergangenen 
Jahren wurden diese Instrumente mit erheblichen Mit-
teln ausgestattet, um die Zivilgesellschaften der Staa-
ten der südlichen und östlichen EU-Nachbarschaft zu 
unterstützen. Ausschlaggebend waren unter anderem 
die Ereignisse des Arabischen Frühlings im Süden und 
die Vorbereitung auf Assoziierungsabkommen mit Staa-
ten der Östlichen Partnerschaft. In diesem Zusammen-
hang haben die EU-Kommission und der Europäische 
Auswärtige Dienst im Jahr 2011 eine Mitteilung zur 
»Überprüfung der Europäischen Nachbarschaftspolitik« 
herausgegeben, die den Ausgangspunkt für ein grundle-
gendes Umdenken sein sollte, hin zu stärkerer Demokra-
tieförderung und einer intensiveren Zusammenarbeit mit 
Zivilgesellschaft und Graswurzelorganisationen (A New 
Response to a Changing Neighbourhood. A review of 
European Neighbourhood Policy <http://ec.europa.eu/
world/enp/pdf/com_11_303_en.pdf>).

Dem Umgang mit den Zivilgesellschaften der Staa-
ten der 2009 gegründeten Östlichen Partnerschaft (Bela-

rus, Moldau, Ukraine, Armenien, Aserbaidschan und 
Georgien) hat dieser 2011 eingeführte Ansatz neue Impulse 
gegeben. Dabei haben die Bemühungen, mit einigen der 
Staaten der östlichen Partnerschaft Assoziierungsabkom-
men abzuschließen und damit eine tiefgreifende EU-Annä-
herung zu betreiben, eine entscheidende Rolle gespielt.

Zu den Förderprogrammen der EU zur weltwei-
ten direkten Unterstützung der Arbeit von Nichtregie-
rungsorganisationen gehören in erster Linie das Europäi-
sche Instrument für Demokratie und Menschenrechte 
(EIDHR) und das Non State Actors and Local Authority-
Programm (NSA/LA). Als Folge der erwähnten Revi-
sion von 2011 wurde für die Südliche und Östliche 
EU-Nachbarschaft im Rahmen des damaligen Nach-
barschaftsinstruments ENPI außerdem die Civil Society 
Facility (CSF) eingeführt.

Allein über diese drei Instrumente haben zivilgesell-
schaftliche Initiativen und Projekte in den sechs Staa-
ten der Östliche Partnerschaft im Zeitraum 2011–2013 
rund 72 Millionen Euro erhalten.

Unter dem Eindruck des Arabischen Frühlings und 
als Reaktion auf die zu stark bürokratisierte und damit 
unflexible Förderpolitik der EU wurde Ende 2011 unter 
der polnischen Ratspräsidentschaft zudem ein weite-
res, wesentlich flexibleres Finanzinstrument ins Leben 

http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/com_11_303_en.pdf
http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/com_11_303_en.pdf
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gerufen, die Europäische Demokratiestiftung (European 
Endowment for Democracy, EED). Anders als die oben 
genannten Instrumente ist dieses Instrument kein Pro-
gramm der EU-Kommission, sondern wird durch eine 
Stiftung umgesetzt, an der die Kommission, vor allem 
aber die Mitgliedstaaten der EU beteiligt sind. Ziel ist es, 
Graswurzelbewegungen schnell und unbürokratisch mit 
kleinen Summen zu unterstützen, ebenso NGOs ohne 
offizielle Registrierung, Einzelpersonen und sogar poli-
tische Parteien. Die Stiftung verfügt für die Jahre 2013–
2017 über ungefähr 25 Mio. Euro, mit denen allerdings 
auch Verwaltungs- und Personalkosten abgedeckt wer-
den sollen. Zielregion der EED ist ebenfalls die Südli-
che und Östliche Partnerschaft der EU (<https://www.
democracyendowment.eu/about-eed/>).

Russland – ein »blinder Fleck«
So richtig die Entscheidung der EU war, bei der Anbin-
dung der Staaten der südlichen und östlichen Partner-
schaft an den EU-Raum besonderes Augenmerk auch auf 
die zivilgesellschaftliche Ebene zu richten, so bedenk-
lich war die fast völlige Vernachlässigung der Unterstüt-
zung russischer Nichtregierungsorganisationen über die 
Förderprogramme der EU, die in den letzten Jahren zu 
beobachten war und die sich im Nachhinein als folgen-
schwer herausgestellt hat. Die im EU Haushalt einge-
stellten Fördermittel für russische NGOs belaufen sich 
derzeit gerade noch auf 4 Mio. € jährlich. Damit erhal-
ten die sechs Staaten der östlichen Partnerschaft allein 
aus den drei Instrumenten EIDHR, NSA-LA und CSF 
zur Stärkung ihrer Zivilgesellschaften derzeit durch-
schnittlich fünfmal mehr EU-Fördermittel pro Jahr als 
die Russische Föderation. Diese Entwicklung entspricht 
dem generellen Trend, bei Kooperationsprogrammen 
der EU mit der Russischen Föderation die finanzielle 
Unterstützung in Richtung Russland mehr und mehr 
zurückzufahren. Das ist einerseits ein Zugeständnis 
an die offizielle russische Seite, die sich nicht mehr als 
Empfänger von EU-Förderungen sehen will, anderseits 
kommt sie den internen Sparzwängen in der EU und der 
Konzentration auf die Nachbarschaftsländer entgegen. 
Dem ureigenen Interesse der EU, auch gegenüber der 
Russischen Föderation eine wertebasierte Außenpolitik 
mit verlässlichen Partnerschaften auch auf der zivilge-
sellschaftlichen Ebene zu entwickeln, widerspricht diese 
Entwicklung jedoch auf ganzer Linie.

Ein weiteres Beispiel für diese Politik ist das Nach-
barschaftsinstrument ENI, das auf gemeinsame Koope-
rationsprojekte zwischen der EU und den Regierungen 
der Nachbarschaftsländer ausgerichtet ist, und von dem 
auch zivilgesellschaftliche Projekte profitieren können. 
Russland kann in der neuen Förderperiode 2014–2020 
außer im Bildungssektor (Erasmus+) nur noch in einigen 

wenigen regionalen Unterprogrammen teilnehmen, ist 
sonst aber weitestgehend vom ENI Programm, dem fast 
2 Mrd. Euro jährlich zur Verfügung stehen, ausgeschlos-
sen. Stattdessen wurde zwar mit der neuen Förderperiode 
das Partnerschaftsinstrument (PI) für die G20 Staaten, 
also auch Russland, eingeführt, allerdings ist dort eine 
Förderung der Zivilgesellschaft nicht explizit vorgesehen.

Für einen Ausbau der zivilgesellschaftlichen 
Beziehungen
Die EU kann es sich nicht leisten, diejenigen Struktu-
ren, Institutionen und Aktiven weiterhin zu vernachläs-
sigen, die in der Russischen Föderation für Demokratie 
und Menschenrechte, für Meinungs- und Pressefrei-
heit, für die Einhaltung internationaler Verpflichtun-
gen und eine Annäherung an die europäischen Staaten 
und Gesellschaften eintreten.

Gerade wenn sich die geopolitische Krise weiter 
zuspitzt und Russland sich mit seiner aggressiven Poli-
tik gegenüber der Ukraine in eine internationale Isola-
tion manövriert, müssen alle möglichen Gesprächs- und 
Handlungskanäle erhalten bleiben, die heute noch einen 
direkten Kontakt zwischen den Gesellschaften der EU 
und der Russischen Föderation ermöglichen. Die Erfah-
rung der letzten Monate zeigt, dass russische Nichtregie-
rungsorganisationen trotz der Einschüchterungen durch 
das sogenannte »Gesetz über ausländische Agenten« und 
trotz der derzeitigen aggressiven antiwestlichen Propa-
ganda weiterhin bereit sind, mit europäischen Partner-
institutionen und auch im Rahmen von EU-finanzier-
ten Projekten zusammen zu arbeiten.

Das EU-Russland Zivilgesellschaftsforum hat bereits 
im Mai 2013 in einem Policy Paper auf die Notwendig-
keit hingewiesen, zivilgesellschaftliche Strukturen in der 
Russischen Föderation nachhaltig und strategisch zu för-
dern. Das Europäische Parlament hat diese Empfehlun-
gen in seinen Resolutionen im Juni 2013 und März 2014 
nachdrücklich unterstützt und eine erhebliche Aufsto-
ckung der Mittel verlangt. Das letzte Wort hierzu hat 
allerdings die EU-Kommission, die über die Program-
mierung der Instrumente allein entscheidet und die bis-
lang die von Zivilgesellschaft und EP erhobenen Forde-
rungen nach Anpassung der EU-Hilfe für die russische 
Demokratiebewegung – zumindest eine Anhebung auf 
das Niveau, das mit den Staaten der östlichen Partner-
schaft bereits erreicht ist – abblockt.

Zu den Empfehlungen des EU-Russland-Zivilgesell-
schaftsforums gehören:
•	 Erhöhung des EIDHR-Budgets für die Russische Föde-

ration von derzeit drei auf neun Millionen Euro jährlich;
•	 Anwendung des NSA/LA Programms in der Russi-

schen Föderation mit einem jährlichen Budget von 
fünf Millionen Euro;

https://www.democracyendowment.eu/about-eed/
https://www.democracyendowment.eu/about-eed/
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•	 Die Öffnung des neu aufgestellten Nachbarschafts-
instruments ENI für die Beteiligung russischer 
zivilgesellschaftlicher Organisationen im Rahmen 
von grenzüberschreitenden und multilateralen Pro-
grammen zwischen Organisationen aus der Russi-
schen Föderation, der EU und Staaten der östlichen 
Partnerschaft;

•	 Öffnung des Partnerschaftsinstruments (PI), das für 
die Zusammenarbeit mit der Russischen Föderation 
derzeit zehn Millionen Euro jährlich vorsieht, für 
eine Förderung zivilgesellschaftlicher Institutionen;

•	 Öffnung der Europäischen Demokratiestiftung 
(EED) für die Arbeit in der Russischen Föderation.

Die Schwächen der EU-Förderprogramme
Eine Erhöhung des Fördervolumens allein ist ein not-
wendiger aber kein ausreichender Schritt. Die Förder-
programme der EU werden derzeit entweder zentral von 
Brüssel oder von den EU-Delegationen in den Dritt-
ländern verwaltet. Personalkürzungen in den Kommis-
sionsstrukturen führen dazu, dass die Fördermittel in 
möglichst großen Projekten bewilligt werden, die dann 
von einigen wenigen Verwaltungsangestellten adminis-
triert werden können. Die letzte Veröffentlichung des 
EIDHR-Programms für Russland sah dementsprechend 
die Förderung von Projekten ab einer Mindestgröße von 
500.000 € vor. Es liegt auf der Hand, dass eine Demo-
kratieförderung mit Augenmaß, die auch regionale und 
Graswurzelorganisationen berücksichtigt, mit derartigen 
Vorgaben kaum möglich ist. Die EU-Kommission sollte 
Programme entwickeln, die von der breiten Masse der rus-
sischen Nichtregierungsorganisationen sinnvoll verwal-
tet und umgesetzt werden können – dafür sind Projekte 
in einer Größenordnung von 50.000–200.000 € erfah-
rungsgemäß am besten geeignet. Um einen effizienten 
Mitteleinsatz zu gewährleisten, müssen selbstverständ-
lich die dafür notwendigen kompetenten Verwaltungs-

strukturen auf Seiten der EU bereitgestellt werden. Die 
EU ist jedoch gerade dabei, den Personalbestand der Dele-
gation in Moskau drastisch zu reduzieren und die Ver-
waltung in Brüssel zu konzentrieren. Diese Entscheidung 
ist kontraproduktiv und sollte dringend revidiert werden.

Ein weiteres Problem der derzeitigen EU-Förder-
richtlinien ist, dass sie ausschließlich Projekte fördern, 
aber keine institutionellen Förderungen vorsieht. Eine 
nachhaltige und perspektivische Demokratieförderung 
ist auf diese Weise in Transformationsstaaten ohne nen-
nenswerte einheimische Philanthropie oder staatliche 
Förderprogramme nicht realisierbar. Nachdem die US-
amerikanische Entwicklungsagentur USAID im vergan-
genen Jahr ihre Tätigkeit in der Russischen Föderation 
einstellen musste, fehlt ein wesentlicher Akteur, der in 
der Vergangenheit zivilgesellschaftliche Organisationen 
auch über einen längeren Zeitraum gefördert und damit 
zu ihrer Institutionalisierung und Professionalisierung 
beigetragen hat. Das Fehlen einer nachhaltigen, syste-
matisch und langfristig angelegten Förderung der rus-
sischen Zivilgesellschaft wird Folgen für die russische 
Gesellschaft haben, die in den kommenden Jahren noch 
stärker sichtbar werden. Angesichts der aktuellen politi-
schen Krise in Europa darf es in der EU-Förderpolitik 
kein business as usual geben. Wie wichtig eine aufgeklärte, 
offene und demokratieorientierte Zivilgesellschaft ist, 
hat sich in der Ukraine einmal mehr gezeigt, ebenso wie 
ihr Fehlen in Russland deutlich wurde. Die künstliche 
Spaltung und Aufteilung der EU-Politik und finanziel-
len Förderung zwischen Nachbarschaft und Russland 
erweist sich gerade jetzt als gravierender Fehler.

Derzeit wird die EU-Demokratisierungsagenda für 
Russland jedoch von den EU-Haushältern bestimmt. 
Ob diese aber im Augenblick der gravierenden geopo-
litischen Krisen nötigen politischen Weitblick haben, 
darf bezweifelt werden.
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Analyse

Regionale Diskrepanzen in Russland: Politisch verursacht
Andreas Heinemann-Grüder, Bonn

Zusammenfassung
Die sozioökonomischen Diskrepanzen zwischen den Regionen haben seit Ende der 1990er Jahre in Russ-
land enorm zugenommen. Das lässt sich nicht allein mit unterschiedlichen Ausgangsbedingungen, sondern 
auch mit der Regierungsführung erklären. Die Politik der Zentralisierung unter Präsident Putin gründet 
auf hoher Umverteilungsmacht; der Zentralismus stößt jedoch an seine Grenzen, wenn die Budgetmittel 
für die Subventionierung der Regionen abnehmen, die Regionen ihre mandatierten Aufgaben nicht finan-
zieren können, gleichzeitig aber die Möglichkeiten eigener Steuererhebung durch den Steuerzentralismus 
eingeschränkt sind.

Regionale Vielfalt
Russland ist laut Verfassung ein Föderationsstaat mit 
85 Föderationssubjekten (»Ländern«), einschließlich der 
international nicht anerkannten Einordnung der Halb-
insel Krim und der Stadt föderaler Bedeutung Sewas-
topol. Angesichts der riesigen Distanzen, der unter-
schiedlichen ökonomischen, ethnischen, klimatischen 
und landschaftlichen Voraussetzungen haben die Föde-
rationssubjekte nach 1991 zunächst unterschiedliche 
Transformationswege eingeschlagen. Unter Präsident 
Putin sind die Regionalregimes dann weitgehend ver-
einheitlicht worden. Während ethnische und Status-
unterschiede zwischen den Regionen gegenüber den 
1990er Jahren an Bedeutung einbüßten, haben die 
sozio-ökonomischen Diskrepanzen enorm zugenom-
men. Ist die Kluft zwischen den Regionen ein Ergeb-
nis der Putinschen Politik, können also die sozioöko-
nomischen Ungleichheiten auch auf den Zentralismus 
zurückgeführt werden?

Die Verschiedenartigkeit von Russlands Regionen 
lässt sich an unterschiedlichen Merkmalen festmachen, 
darunter der geographische Lage, dem politisch-admi-
nistrativen Status, dem Grad der Ausprägung demokra-
tischer oder aber autoritärer Verhältnisse, demographi-
schen Kennzeichen, dem Wahlverhalten, ökonomischen 
Parametern, Indikatoren der menschlichen Entwicklung 
oder der Konfliktintensität. Nicht alle regionalen Cha-
rakteristika überlagern sich, und doch lassen sich typi-
sche Muster der Differenzierung erkennen.

In Russland koexistieren Regionen mit einem sozi-
alökonomischen Niveau der afrikanischen Sub-Sahara-
Region mit solchen, die mit westeuropäischen Standards 
verglichen werden können. Die Unterschiede im durch-
schnittlichen Monatseinkommen differieren zwischen 
den Regionen mit einem Faktor von bis zu 5,3: Im rei-
chen Moskau verdient man im Schnitt mehr als fünf 
Mal so viel wie in der armen Republik Kalmykien. Die 
Arbeitslosigkeit war 2012 in zahlreichen »ethnischen« 
Republiken und Autonomen Bezirken, also Gebiets-

einheiten nichtrussischer Völker, überdurchschnittlich 
hoch, so bei den beiden Spitzenreitern Inguschetien mit 
47,7 % und Tschetschenien mit 29,8 %. Im Zeitraum 
von 1999–2009 verdoppelten sich die Unterschiede hin-
sichtlich des regionalen Bruttosozialprodukts, wobei die 
meisten ethnischen Republiken besonders rückstän-
dig sind. Zu den ärmsten Regionen gehören die eth-
nischen Regionen im Nordkaukasus sowie die Repu-
bliken Kalmykien und Tywa, die Regionen Altai und 
Stawropol sowie die Gebiete Brjansk, Kirow und Pskow. 
Sie alle hängen überdurchschnittlich stark von födera-
len Zuwendungen ab. Geringe Einkommenszuwächse 
oder Einkommensrückgänge waren zwischen 1999–
2009 insbesondere in den Gebieten Wologda, Maga-
dan, Samara und den Regionen Kamtschatka, Chaba-
rowsk und Stawropol zu vermerken.

Zwischen 1999–2009 verzeichneten hingegen die 
Republiken Tschukotka und Dagestan, die Städte föde-
raler Bedeutung Moskau und St. Petersburg sowie das 
Leningrader Gebiet und die Gebiete Kaliningrad und 
Sachalin hohe Zuwächse im Pro-Kopf-Einkommen. 
Hohe Einkommenszuwächse sind zum Teil, etwa im 
Falle Dagestans, auf die föderale Umverteilung von 
Haushaltsmitteln zurückzuführen. Auf Eigenleistung 
lassen sich die Einkommenszuwächse in den Gebieten 
Tjumen, Sachalin und im Leningrader Gebiet, in den 
Städten Moskau und St. Peterburg sowie den Republi-
ken Komi, Tatarstan und Tschukotka zurückführen. 
Betrachtet man den regionalen Saldo, verrechnet man 
also Überschüsse und Schulden miteinander, dann zäh-
len zu den Gewinnern die Städte Moskau und St. Peters-
burg, die Region Krasnojarsk, die Republik Tatarstan 
und das Moskauer Gebiet (Angaben für 2012). Zu den 
am meisten verschuldeten Regionen gehören hingegen 
die Republiken Tschetschenien und Dagestan, der Auto-
nome Bezirk der Nenzen sowie die Gebiete Archangelsk 
und Astrachan.

Betrachtet man den Index der menschlichen Ent-
wicklung (Human Development Index), dann fallen die 
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regionalen Diskrepanzen zwar weniger krass aus als bei 
den Einkommen, am geringsten entwickelt sind aber im 
Schnitt »ethnische« Republiken und die südsibirische 
Peripherie, der Ferne Osten Russlands und der Nord-
kaukasus. Das natürliche Bevölkerungswachstum weist 
hingegen im Uralgebiet, im Nordkaukasus, in Sibirien 
und der südsibirischen Peripherie überdurchschnittli-
che Raten auf, während das natürliche Bevölkerungs-
wachstum im europäischen Teil Russlands negativ ist.

Kategorisierung der Regionen oder »Die vier 
Russlands«
Seit den 1990er Jahren werden Russlands Regionen nach 
verschiedenen ökonomischen oder politischen Profi-
len eingeteilt. Teils überschneiden sich die Kategorien, 
teils werden unterschiedliche Merkmale zu Regionsty-
pen zusammengefasst. Auffällig ist gleichwohl, dass in 
den bald 25 Jahren seit Auflösung der Sowjetunion jene 
Faktoren, die die Zuordnung zu einer wachsenden oder 
rückständigen Region begründen, weitgehend gleich 
geblieben sind. Gute oder schlechte Ausgangsbedin-
gungen haben dauerhaft Pfadabhängigkeiten geschaf-
fen, sind allerdings auch durch institutionelle Ursachen 
verstärkt worden.

Ende der 1990er Jahre hat Wladimir Gelman die 
Regionen in drei Typen unterschieden: (1) ein autoritä-
res Modell mit einem Machtmonopol (z. B. Tatarstan), 
(2) hybride Regime mit einem Elitenkompromiss (z. B. 
das Gebiet Nischnyj Nowgorod) und (3) Elitenwettbe-
werb, der verhindert, dass eine Gruppe innerhalb der 
Elite alles gewinnt (z. B. in der Republik Udmurtien). 
Die Typisierung der Regionen folgte einem Transfor-
mationsmodell, das von »Pionieren« und »Nachzüglern« 
der Demokratisierung ausging. Freilich finden sich im 
Zeitverlauf erstaunliche Wechsel bei der Zuordnung der 
Regionen nach dem Regimetyp. Aufgrund der Anglei-
chung der politischen Regime und des Rückgangs von 
ergebnisoffenem politischem Wettbewerb in den Regio-
nen hat deren Einteilung nach dem Grad der Demo-
kratisierung an Relevanz eingebüßt. Der Grad an Plu-
ralismus, die Anzahl regionaler Vetokräfte und deren 
Verhältnis zueinander sowie die Offenheit der Regio-
nalregime erklären gleichwohl zu einem erheblichen 
Teil die Verschiedenheit regionaler Entwicklungspfade.

Wladimir Gimpelson unterscheidet zwischen (1) res-
sourcenreichen Regionen mit einem extraktiven Profil 
(nördliche Regionen und die im Fernen Osten); (2) urba-
nen Industriegebieten, die Schwer- und Leichtindustrie, 
darunter Rüstungsindustrie, kombinieren (Zentralruss-
land sowie Teile des Urals und Sibiriens);(3)  export-
orientierte Regionen und Finanzzentren (Moskau und 
St. Petersburg) sowie Grenzregionen mit Hochseehä-
fen (Norden und Ferner Osten); (4)  landwirtschaft-

lichen Regionen, die für den heimischen Markt pro-
duzieren (Schwarzerde-Zone und Wolgagebiet) sowie 
(5) ethnischen Regionen. Dimitrios Giannias klassifi-
ziert mit seinen Ko-Autoren ähnlich: (1) Regionen mit 
natürlichen Ressourcen, in denen Kraftstoffe, Nicht-
eisen-Metalle und die Holzindustrie mindestens die 
Hälfte des industriellen Outputs ausmachen (Republi-
ken Karelien, Komi und Jakutien (Sacha), das Lenin-
grader Gebiet, die Gebiete Tjumen, Irkutsk und Maga-
dan, die Region Krasnojarsk); (2)  ländliche Gebiete: 
Regionen, in denen mindestens 45 % der Bevölkerung 
als agrarisch eingestuft wird (11 Regionen im Süden); 
(3)  Industrie- bzw. High-Tech-Regionen (Moskau, 
St. Petersburg, Moskauer Gebiet, Swerdlowsker Gebiet, 
die Gebiete Nischnyj Nowgorod, Nowgorod, Samara, 
Woronesch, Nowosibirisk und Kaluga); und (4) kom-
merzielle Agglomerationen, zu denen Moskau, St. Peters-
burg, das Swerdlowsker Gebiet, die Region Primorje, die 
Gebiete Nowosibirsk, Samara und Nischnyj Nowgorod 
gezählt werden; sowie (5) Regionen, die keiner der vor-
genannten Kategorien zugehören (etwa die Hälfte aller).

Natalja Subarewitsch (Zubarevič) schließlich spricht 
von einer Koexistenz von »vier Russlands«, sie kombi-
niert den Grad industrieller Diversifizierung, den Sied-
lungstyp und das Protestverhalten miteinander. Es gibt 
demnach 1) reform- und wachstumsorientierte große 
Städte mit einer liberalen Mittelklasse und einer post-
materialistischen Protestkultur; 2) mittlere Städte mit 
krisenanfälligen Monoindustrien, geringen Industrie-
einkommen und sozialen Protesten; 3) kleine Städte 
und ländliche Gebiete im Süden, im Nordkaukasus 
und in der nördlichen Peripherie, die durch Subsis-
tenzwirtschaft, schlechte Infrastruktur und Inseln des 
extraktiven Ressourcenabbaus gekennzeichnet sind; und 
schließlich 4) ethnische Republiken im Nordkaukasus, 
die sich durch ethnische und religiöse Konflikte, radi-
kalen Islam, Klanstrukturen und umfangreiche föde-
rale Transferleistungen auszeichnen. Besonders kritisch 
stellt sich die Lage im Nordkaukasus dar, wo korrupte 
Institutionen, ineffektive Regierungsführung, defekte 
Rechtsstaatlichkeit und Unterentwicklung die Bemü-
hungen der Zentralregierung unterminieren, die Region 
zu integrieren und den islamistischen Extremismus zu 
bekämpfen.

Erklärungen für die Diskrepanzen
Für hohe Wachstumsraten in den Regionen werden 
meist der Reichtum an Bodenschätzen, die Konzen-
tration von Handel und Dienstleistungen und die Pro-
duktion exportfähiger metallurgischer Erzeugnisse 
verantwortlich gemacht. Fortgeschrittene und extrem 
rückständige Regionen sind in postsowjetischer Zeit im 
Wesentlichen in derselben Kategorie wie früher geblie-
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ben: Zwar hat das Zentrum seit der Jahrtausendwende 
rückständige ethnische Regionen massiv subventioniert, 
doch sind die Entwicklungsanreize gering geblieben.

Statistische Untersuchungen, die den Grad regio-
naler Demokratie mit Wirtschaftswachstum verknüp-
fen, kommen zu mehrdeutigen Ergebnissen. Insgesamt 
schneiden Regionen mit einem hohen und einem niedri-
gen Grad an Demokratie (verstanden als inner-regiona-
ler Pluralismus) in Bezug auf das Wirtschaftswachstum 
besser ab als hybride Regime. Eindeutig ist der negative 
Einfluss der großen föderalen und der regionalen Büro-
kratie auf das Wirtschaftswachstum. Aber nicht nur der 
Umfang der Bürokratie, sondern auch die Qualität der 
regionalen Institutionen schlägt sich auf das Ausmaß an 
Korruption nieder. Obschon nur für knapp über dreißig 
Regionen Angaben von Transparency International vor-
liegen, scheint die Korruption in weniger entwickelten 
Regionen überdurchschnittlich hoch. Hohe Korruption 
geht ‑ vorbehaltlich vertiefter Erhebungen in allen Regio-
nen ‑ mit industriellen Monokulturen und hoher Abhän-
gigkeit von föderaler Umverteilung einher und trägt so 
zur Zementierung von Entwicklungsrückständen bei 
(<http://www.transparency.org.ru/vse-zavershennye/
indeksy-korruptcii-v-rossiiskikh-regionakh>).

Die Ursachen für die Zunahme regionaler Diskre-
panzen scheinen institutioneller Art. Föderale Umvertei-
lung geschieht in Form von Zuschüssen, um Budgetde-
fizite auszugleichen, durch direkte Budgetsubventionen, 
Investitionsfonds und durch zweckgebundene Trans-
ferleistungen (<http://base.garant.ru/12112604/18/# 
ixzz2xjkhjlXy>). Die Umverteilungsschlüssel sind in 
hohem Maße intransparent. Häufig legen die acht Föde-
ralbezirke und die einzelnen Regionen ihre Entwick-
lungspläne getrennt auf und nutzen unterschiedliche 
Kennziffern. Maßnahmen sind deshalb isoliert oder 
fragmentiert. In die Modernisierung der Infrastruktur 
wurde mit Ausnahme der olympischen Spiele in Sotschi 
oder der Nord Stream-Pipeline wenig investiert. Darüber 
hinaus gehen seit 2013 die Investitionen in Bauvorhaben, 
Finanzdienstleistungen, Transport und Kommunikation 
dramatisch zurück. Die Einnahmen der Regionalhaus-
halte schrumpfen; zudem nimmt der Umfang der födera-
len Transfers seit 2009 ab, die Anzahl der »bezuschussten« 
Regionen ist mittlerweile auf 70 gestiegen. Überschul-
dete Regionalbudgets zwingen die Regionen zur ver-
mehrten Kreditaufnahme. Infolgedessen ändert sich in 
Bezug auf die nötige Diversifikation von Mono-Unter-
nehmen und Mono-Regionen nur wenig. Das eigens für 
die Entwicklung des Fernen Ostens geschaffene Minis-
terium für Entwicklung des Fernen Ostens hat seinen 
Zweck selbst nach offizieller Einschätzung nicht erfüllt.

Kontrolle übt die Zentralregierung durch die Zen-
tralisierung von Kompetenzen, durch administrative 

Aufsicht, durch föderale Transfers, durch einen bilate-
ralen Verhandlungsmodus, vor allem aber über die Per-
sonalpolitik aus. Starke Gouverneure demonstrierten bis 
in die erste Putin-Administration hinein (2000–2004) 
regionale Autonomie und Lobbyismus gegenüber dem 
Zentrum. Doch infolge der Ernennung der Gouverneure 
ab 2004 ist nun die Fähigkeit, politische Unterstützung 
für Putin zu mobilisieren, entscheidend für das Überle-
ben als Gouverneur geworden. Das Fehlen von regiona-
len Parteien und die Kontrolle des Kreml über die Partei-
enregistrierung und den Parteienwettbewerb schränken 
den innerregionalen Wettbewerb ein, die Gouverneure 
verbinden sich überwiegend mit der »Partei der Macht« 
(Einiges Russland). Derweil hat die Zahl der Gerichts-
verfahren gegen Gouverneure in den 2000er Jahre um 
ein Vielfaches zugenommen, mit einem Abschreckungs-
effekt als Folge. Die exzessive Konzentration von Kom-
petenzen in der Zentralregierung – und das bei gleich-
zeitiger Unterfinanzierung der mandatierten Aufgaben 
der Regionen – erleichtert es den Regionalverwaltun-
gen, die Verantwortung für eine schlechte Wirtschafts-
bilanz auf die Zentralregierung abzuschieben, gleich-
zeitig werden sie jedoch von der Moskauer Regierung 
und der örtlichen Bevölkerung für Leistungsdefizite zur 
Rechenschaft gezogen.

Der regionale Regimetyp beeinflusst das Wachstum. 
Demokratischere Regime passen sich insgesamt besser 
an den Marktwettbewerb an und offerieren öffentliche 
Dienstleistungen effektiver, freilich zum Preis hoher Ein-
kommensungleichheit. Demokratischere Regime zeich-
nen sich durch höhere Durchschnittseinkommen aus; 
sie reduzieren damit Armut und soziale Abhängigkeit; 
zudem entwickeln sich Kleinunternehmen dort vor-
teilhafter. Autokratischere Regimes blockieren hinge-
gen ökonomischen Wettbewerb, agieren protektionis-
tisch, konsultieren sich weniger mit Unternehmen und 
verhalten sich wie extraktive Rentierstaaten. Da ethni-
sche Regionen im Schnitt autokratischer regiert wer-
den, kann deren Rückständigkeit auch mit der Auto-
kratie erklärt werden.

Politische Reaktionen
Als vorrangige Ziele der Regionalpolitik werden die 
Verbesserung der kommunalen Wohnungspolitik, die 
Befriedung der ethnischen Konflikte, die Transparenz 
des Finanzausgleichs, eine Ausweitung der Einnahme-
quellen der Regionen und die Erschließung und Entwick-
lung der Infrastruktur, der Märkte und des Tourismus im 
hohen Norden sowie im Fernen Osten erklärt. Betrach-
tet man die zahlreichen Strategiepapiere des Ministeri-
ums für regionale Entwicklung, dann gelten jedoch die 
Entwicklung von Bildung und Wissenschaft, von Kultur 
und Tourismus, des Gesundheitswesen, des Sozialwesens, 

http://www.transparency.org.ru/vse-zavershennye/indeksy-korruptcii-v-rossiiskikh-regionakh
http://www.transparency.org.ru/vse-zavershennye/indeksy-korruptcii-v-rossiiskikh-regionakh
http://base.garant.ru/12112604/18/#ixzz2xjkhjlXy
http://base.garant.ru/12112604/18/#ixzz2xjkhjlXy
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die Sicherung der Renten und schließlich die Energieef-
fizienz als Prioritäten. Als strategische Regionen werden 
der Ferne Osten und die arktische Region ausgemacht.

Die Zentralregierung erkennt durchaus, dass für 
die Regionalentwicklung Steueranreize geschaffen 
werden und die Kompetenzen zwischen Zentrum und 
Regionen abgegrenzt werden müssen. Die Finanzbe-
ziehungen sollen weniger auf politischem Opportunis-
mus, sondern auf Regeln und einer kontinuierlichen 
Bewertung der Regierungseffizienz basieren. Nötig seien 
gezielte föderale Entwicklungsprogramme. Doch vor 
einer Dezentralisierung von Kompetenzen und höhe-
rer Eigenverantwortung gegenüber den zentralstaatli-
chen Aufsichtsorganen, wie es von vielen Gouverneuren 
gefordert wird, schreckt die Moskauer Regierung zurück.

Schlussfolgerungen
Die Machtbeziehungen zwischen Zentrum und Regio-
nen haben sich unter Putin fundamental geändert. Loya-
lität gegenüber Putin, die sich in Wählerstimmen für 
Putin bzw. seine »Partei der Macht« ausdrückt, und 
die Fähigkeit, Sozialproteste zu unterbinden, erhöht 
die Überlebenswahrscheinlichkeit als Gouverneur. Es 
sind gerade die autokratischen Regime in den ärmeren 
ethnischen Gebietseinheiten und in der rückständigen 
Peripherie, die hohe Wählerzustimmung für Putin her-
vorbringen. Manche Gouverneure beneiden die Kon-
fliktregionen im Nordkaukasus, weil ethnische Gewalt 
auch höhere Transferleistungen nach sich zieht.

Die Politik der Zentralisierung unter Präsident Putin 
gründet auf hoher Umverteilungsmacht; der Zentralis-
mus stößt jedoch an seine Grenzen, wenn die Budget-
mittel für die Subventionierung der Regionen abneh-
men, die Regionen ihre mandatierten Aufgaben nicht 
finanzieren können, gleichzeitig aber die Möglichkei-
ten eigener Steuererhebung durch den Steuerzentralis-
mus eingeschränkt sind. Seit 2008 verschulden sich die 
Regionen zunehmend; sie geraten in Abhängigkeit von 

föderalen Zuwendungen. Das gilt mittlerweile selbst für 
traditionelle Geberregionen wie Tatarstan. Die Haupt-
sorge der Zentralregierung scheint vor diesem Hinter-
grund auf sozialen Unfrieden gerichtet zu sein, denn seit 
2012 sind in den Regionen zunehmend Proteste gegen 
steigende Preise bei kommunalen Dienstleistungen zu 
beobachten, in jüngerer Zeit vor allem in den Städten 
Barnaul (Region Altai), Murmansk, Nowosibirsk und 
Pensa. Auch im Nordkaukasus lässt sich die Rekrutie-
rung von Jugendlichen für islamistische Gruppen auf 
hohe Arbeitslosigkeit, Verteilungskämpfe zwischen mar-
ginalisierten ethnischen Gruppen (etwa den Nogaiern 
und den Völkern Dagestans) und auf den Unmut über 
grassierende Korruption zurückführen.

Bisher verhindern ein voluntaristischer Politikstil 
und die Rückkehr zu Modellen sowjetischer Regional-
planung eine Modernisierung rückständiger Regionen. 
Es ist vor allem die Konzentration exekutiver Macht in 
einem bürokratischen Staat, die Innovation, die Mobi-
lisierung von Wachstumskräften und die Inkorpora-
tion neuer sozialer Gruppen verhindert. Wenn ein Mehr 
an Pluralismus, innerregionalem Wettbewerb, an Kon-
sultation mit Unternehmern und Offenheit gegenüber 
Investoren höheres Wachstum in leistungsstarken Regio-
nen erklärt, dann wären gute Regierungsführung und 
Demokratisierung der Schlüssel zum Erfolg. Regional-
administrationen sehen sich indes unter dem perma-
nenten Druck föderaler Kontrollorgane, und ehe sie 
etwas falsch machen könnten, unternehmen sie oft lie-
ber nichts. Die letzten Jahre haben Sollbruchstellen im 
Föderalismus à la Putin deutlich gemacht: Moderni-
sierungshemmnisse infolge exzessiver Kontrolle, durch 
mangelnde Kompetenzabgrenzung und aufgrund von 
Steuerzentralismus und Subventionsabhängigkeit. Je 
weniger der Zentralstaat umverteilen kann, umso grö-
ßer wird indes der Druck auf die Regionalverwaltungen 
und umso prononcierter wird deren Ruf nach regiona-
ler Handlungsautonomie zu hören sein.
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Analyse

Russlands regionale Wohlstandsdisparitäten
Gunter Deuber, Wien

Zusammenfassung
Der Wohlstand in Russland ist in einigen wenigen Regionen konzentriert. 10–15 der über 80 Regionen sind 
deutlich reicher als der Landesdurchschnitt, während das Gros der Regionen Russlands durch ein regionales 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf oder ein Einkommensniveau kennzeichnet ist, das deutlich unter dem 
Landesschnitt liegen. In den letzten Jahren haben sich die extremen Unterschiede im BIP-pro-Kopf leicht an-
geglichen. Dieser Trend ist vor allem auf rückläufige Werte in den reichsten Regionen zurückzuführen und we-
niger darauf, dass die ärmeren Regionen stärker wachsen und aufholen. Die extremen Einkommensunterschie-
de führen dazu, dass eine Region wie Moskau ein absolutes nominales BIP (in US-Dollar oder Euro) aufweist, 
das dem eines kleineren wohlhabendenden westeuropäischen Landes (wie Österreich oder Schweden) bzw. ei-
nes größeren aufstrebenden EU-Landes wie Polen vergleichbar ist. Insofern wird deutlich, warum Russland für 
viele internationale Firmen – mit einem Fokus auf Moskau und vielleicht noch ein paar weitere reichere Re-
gionen – durchaus ein interessanter Markt ist. Allerdings sollten Wirtschaftstreibende im Land dennoch nicht 
darüber hinwegsehen, dass die extremen regionalen Wohlstandsunterschiede auch einiges an sozialem und po-
litischem Konfliktpotenzial bergen. Zudem steigt die Verschuldung vieler Regionen – angesichts des starken 
Fokus der Zentralregierung auf fiskalische Konsolidierung – erheblich. In zwei bis drei Jahren könnten einige 
Regionen Russlands derart überschuldet sein, dass sie Liquiditäts- und Solvenzprobleme bekommen könnten.

Die Relevanz der Diskrepanz
Die regionalen BIP- und Einkommensdaten Russlands 
verdeutlichen das Ausmaß der Einkommensdisparitä-
ten zwischen den 85 Föderationssubjekten Russlands 
(einschließlich der international nicht anerkannten Ein-
gliederung der Republik Krim sowie der Stadt föderaler 
Bedeutung Sewastopol). Sie bestätigen die Konzentra-
tion des Wohlstandes in sehr wenigen Regionen. Gleich-
wohl lassen die Zahlen auch eine eher vorsichtige Inter-
pretation zu, nämlich einen (langfristigen) Trend zu 
einer gewissen Annäherung bei den Lebensstandards in 

den Regionen Russlands (also der Niveaus von BIP pro 
Kopf oder Einkommen). Andere Studien hingegen, etwa 
der OECD oder auch einiger russischer Wissenschaft-
ler, sehen aus längerfristiger Perspektive eher keine fass-
bare bzw. empirisch belegbare signifikante Angleichung 
der regionalen BIP- und Einkommensniveaus in Russ-
land, ja teils sogar einen Trend zu steigender Divergenz.

Die Reduzierung der regionalen Einkommensdi-
vergenzen ist sowohl von akademischer als auch von 
praktischer Relevanz. Bis zur globalen Wirtschafts- und 
Finanzkrise 2008/2009 konnte Russland ein sehr hohes 
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durchschnittliches jährliches BIP-Wachstum (ca. 4–6 
Prozent) verzeichnen. Das durchschnittliche Einkom-
mensniveau, gemessen als BIP-pro-Kopf für das Gesamt-
land, ist erheblich gestiegen und hat damit kritische Ent-
wicklungsschwellen überschritten. Einige ökonomische 
Theorien (etwa die These von Simon Smith Kuznets) wür-
den ab einem bestimmten Entwicklungsniveau erwarten 
lassen, dass sich auch die sehr ungleichen (regionalen) 
Einkommen angleichen, bzw. dass sich die erheblichen 
Einkommensdisparitäten verringern. Dieser Erwartung 
liegt die Annahme zugrunde, dass sich idealtypischer-
weise in einem Entwicklungs- bzw. Industrialisierungs-
prozess mit der Zeit die (regionalen) Einkommensun-
terschiede in einem Land zunächst verstärken um dann 
wieder abzunehmen. Traditionelle Konvergenztheorien 
legen ebenfalls nahe, dass im Falle einer gewissen makro-
ökonomischen Stabilisierung (die in Russland in den letz-
ten Jahren zu beobachten war) gerade deutlich ärmeren 
Regionen schneller wachsen sollten als reichere Regionen.

Die Diskrepanz der regionalen Lebensstandards in 
einem stark zentralisierten Flächenstaat wie Russland ist 
auch eine bedeutsame politische und wirtschaftliche Frage. 
Für Wirtschaftstreibende in Russland ist ein Verständnis 
der erheblichen regionalen Einkommensdiskrepanzen und 
ihrer Implikationen und Trends von beträchtlicher Rele-
vanz, da unterschiedliche Marktsegmente differenzierter 
regionaler Markstrategien bedürfen. Ein im sehr wohlha-
benden Moskau oder Sankt Petersburg funktionierendes 
Geschäftsmodell ist nicht unbedingt im Rest des Landes 
replizierbar. Wirtschaftsakteure, deren Ziel die Erschlie-
ßung des Binnenmarktes abseits der zwei Megazentren 
Moskau und Sankt Petersburg ist, müssen prosperierende 
bzw. aufstrebende Regionen – von denen es einige wenige 
gibt – von weniger prosperierenden Regionen differenzie-
ren können, um erfolgreich am Markt zu bestehen.

Aus politischer Sicht kann eine zu große regionale Ein-
kommensdisparität zu erheblichen sozialen und innenpo-
litischen Spannungen führen. Aufgrund der Erwartungen 
der Bevölkerung – vor allem der ärmeren Bevölkerungs-
schicht sowie in den ärmeren Regionen – an die staat-
lichen Steuerungsmöglichkeiten, kann eine sehr hohe 
regionale Einkommensdisparität sogar als Politikversagen 
gewertet werden. Insofern ist es nicht verwunderlich, dass 
in fast jedem föderalen Staatsgebilde und auch in Russ-
land es ein mehr oder wenig klar definiertes Politikziel 
einer gewissen Angleichung der regionalen Lebensstan-
dards gibt. Besonders explizit wird das in Russland regel-
mäßig unter anderem für den Fernen Osten formuliert.

Regionale Wohlstands- bzw. 
Einkommenstrends
Die Entwicklung der regionalen Wohlstands- und Ein-
kommensverteilung in Russland kann in zwei Phasen 

untergliedert werden. Zwischen 1998 und 2006, also 
vor allem nach dem Ende der tiefen Umgestaltungsre-
zession der 1990er Jahre (die u. a. in der Wirtschafts- 
und Finanzkrise von 1998/1999 kulminierte) haben sich 
die regionalen Einkommensunterschiede zwischen den 
Regionen Russlands deutlich verstärkt (gemessen am 
BIP pro Kopf in Rubel). Während das regionale BIP-
pro-Kopf in der ärmsten Region im Jahr 1998 noch 
etwa 6 Prozent des BIP pro Kopf der reichsten Region 
ausmachte, betrug es 2004 gerade einmal 2,4 Prozent 
und auch 2006 nur 2,6 Prozent. Seit 2006 hat sich diese 
Relation dann leicht zu Gunsten der ärmeren Regionen 
verbessert und lag 2012 wieder knapp über 5 Prozent. 
Eine gleiche Entwicklung zeigt der Verlauf des regiona-
len BIP-pro-Kopf in der ärmsten Region im Vergleich 
zum russischen Landesdurchschnitt auf. Im Jahr 1998 
machte diese Kennziffer 20–25 Prozent aus, in den Jah-
ren 2004 und 2006 ist sie bis auf Werte um 15 Prozent 
abgesunken (in den Jahren 2004 und 2006). Seit dem 
Jahr 2008 hat diese Kennziffer wieder etwas mehr als 
20 Prozent erreicht.

Angesichts der skizzierten Entwicklung im Zeitab-
lauf wird deutlich, dass sich die BIP-pro-Kopf-Divergenz 
zwischen armen und reichen Regionen Russlands vor 
allem in den extremen rohstoffgetriebenen Boomjahren 
auseinanderbewegt hat, während sie vor allem seit den 
Krisenjahren 2008/2009 und auch gegenwärtig wieder 
etwas zurückgeht. Dieser jüngste Trend der Angleichung 
wird allerdings hauptsächlich durch BIP- bzw. Wohl-
standsverluste in den reichsten Regionen beeinflusst, 
die stärker von Finanzmarktturbulenzen und damit 
auch dem Verfall von Rohstoff- und Vermögenswert-
preisen betroffen sind; es handelt sich hier weniger um 
signifikante BIP-Zuwächse (also ein Aufholen) in den 
Regionen mit sehr niedrigen BIP-pro-Kopf Niveaus. Das 
aktuelle Umfeld der gesamtwirtschaftlichen Schwäche 
(2014 wird ein Jahr der gesamtwirtschaftlichen Stagna-
tion, vorwiegend durch rückläufige Investitionen getrie-
ben) sowie der jüngste Druck auf Vermögenswertpreise 
in Russland könnte erneut besonders die wohlhabende-
ren Regionen betreffen und damit rein statistisch die 
weniger entwickelten Regionen im Vergleich zu diesen 
etwas besser dastehen lassen. Wobei dies dann wieder 
kein nachhaltiges Aufholen der ärmeren Regionen wäre, 
sondern lediglich ein Folgeeffekt der Risiken der einsei-
tigen Wirtschaftsstruktur und extremen Wohlstands-
konzentration in Russland.

Regionale Auffächerung und Einkommens-
niveau im internationalen Vergleich
Die extreme Kennzahl der Unterschiede zwischen ärms-
ter und reichster Region in Russland ist verzerrt durch 
Extremwerte in beide Richtungen. Die Extreme nach 
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oben werden vor allem durch die Metropolregion Mos-
kau sowie einige Rohstofffördergebiete im Ural und im 
Fernen Osten (Gebiete Magadan, Sachalin und Tjumen, 
die Republiken Komi und Republik Jakutien (Sacha), 
der Autonome Bezirk der Tschuktschen) dargestellt; 
während zu den die Extremen nach unten Provinzen wie 
die Republiken Dagestan, Tywa, Adygeja, Altai, Ingu-
schetien, Nordossetien-Alanien, Tschetschenien und 
Kabardino-Balkarien und das Gebiet Iwanowo gehören.

In absolute Einkommensniveaus übersetzt bedeuten 
die zuvor skizzierten extremen Wohlstandsdiskrepan-
zen: Das Pro-Kopf-BIP von 2012 in den wenigen sehr 
wohlhabenden Regionen Russlands (zu Kaufkraftpari-
täten) lag etwa auf dem durchschnittlichem Niveau der 
EU (etwa 30.000 US-Dollar), in einzelnen Rohstoffre-
gionen werden sogar Werte von 40.000 US-Dollar oder 
mehr erreicht, während das rechnerische durchschnitt-
liche Pro-Kopf-BIP der restlichen Regionen Russlands 
2012 im Schnitt etwa auf dem Niveau eines Landes wie 
Ägypten oder der Ukraine lag (bei 4.000 bis 6.000 US-
Dollar). Die ärmsten Regionen Russlands (beispiels-
weise Dagestan, Nordossetien-Alanien, Tywa) weisen 
natürlich noch geringere Werte (um die 2.000 US-Dol-
lar) auf. An Hand der skizzierten Wohlstandsniveaus 
wird auch deutlich, dass eine Region wie Moskau (mit 
rund 11 Millionen Einwohnern) ein absolutes nomi-
nales BIP (in US-Dollar oder Euro) aufweist, das mit 
dem eines kleineren wohlhabendenden westeuropäi-
schen Landes wie Österreich, Belgien oder Schweden 
bzw. mit dem eines größeren aufstrebenden EU-Landes 
wie Polen zu vergleichen ist. Insofern wird auch deut-
lich, warum Russland für viele internationale Firmen, 
mit einem Fokus auf Moskau und ggfs. noch ein paar 
weitere reichere Regionen, durchaus ein sehr interes-
santer Markt ist – trotz der erheblichen Einkommens-
unterschiede zum Rest des Landes. Zumal die deutli-
che Neigung zum demonstrativen Konsum und damit 
hochpreisigen Gütern in Moskau höher ist als in Öster-
reich oder Schweden.

Ein breiterer Ansatz zur Messung regionaler Unter-
schiede beim Pro-Kopf-BIP bestärkt das Bild. Das 
durchschnittliche BIP pro Kopf der fünf ärmsten Region 
liegt in Relation zu den fünf reichsten Regionen eben-
falls nur bei etwa 9 Prozent, das durchschnittliche BIP 
pro Kopf der zehn ärmsten Region liegt in Relation zu 
den zehn reichsten Regionen bei nur etwa 15 Prozent. 
Die Einkommensdisparitäten in Russland sind auch im 
internationalen Vergleich sehr hoch. Das Verhältnis des 
BIP pro Kopf in der ärmsten und reichsten Landesregion 
liegt in kaum einem anderen bedeutenden aufstrebenden 
Land auf so niedrigem Niveau wie in Russland. Daher ist 
es auch nicht verwunderlich, dass eine komplexere statis-
tische Maßzahl wie der regionale Gini-Koeffizient, der 

die Schere zwischen reichen und armen Regionen misst, 
in Russland auf dem höchsten Niveau im Vergleich 
zu anderen (aufstrebenden) Ländern vergleichbaren 
Entwicklungsstandes liegt. In einer umfassenden Ver-
gleichsstudie der OECD weist Russland für 2007 einen 
Gini-Koeffizienten von 0,47 auf (der Gini-Koeffizient 
liegt zwischen 0 und 1, wobei 0 eine Gleichverteilung 
bedeutet und 1 eine extreme Ungleichverteilung). Alle 
möglichen Vergleichsländer – mit teils deutlich niedri-
geren Einkommensniveaus – weisen Werte unter 0,40 
auf: Indien mit 0,39, Mexico mit 0,38, China und Bra-
silien mit 0,3 oder die Türkei und Südafrika mit Wer-
ten von 0,25 und 0,24. Zum Vergleich: In Deutschland 
liegt der regionale Gini-Koeffizient bei 0,12. Auch in 
einem Rohstoffland wie Chile, das von extremen sozia-
len und regionalen Ungleichheiten geprägt ist, liegt der 
regionale Gini-Koeffizient bei 0,35. Mit anderen Wor-
ten: Auf dem aktuellen Einkommensniveau sollte der 
regionale Gini-Koeffizient Russlands signifikant nied-
riger liegen, etwa im Bereich von 0,3 bis 0,35. Zumal 
sich der regionale Gini-Koeffizient in Russland im Zeit-
raum von 2000 bis 2007/2010 (wo es die letzten verläss-
lichen vergleichbaren internationale Daten hierzu gibt) 
tendenziell verschlechtert hat.

Weiterhin extreme 
Einkommensunterschiede – nicht nur 
zwischen den Regionen
Die extreme Konzentration des Reichtums in Russ-
land an wenigen Orten wird auch deutlich, wenn man 
die Bevölkerungsanteile der Regionen in Relation zu 
ihrem Anteil am (aggregierten regionalen) BIP Russ-
lands setzt. In der Hauptstadt Moskau leben ca. 8 Pro-
zent der Bevölkerung Russlands (bzw. befinden sich 
knapp unter 8 Prozent der Haushalte), während das 
regionale BIP Moskaus knapp über 20 Prozent des BIP 
Russlands ausmacht. Damit liegt das regionale Pro-
Kopf-BIP Moskaus bei etwa 270 Prozent des Landes-
durchschnitts Russlands und das Medianeinkommen in 
Moskau bei hohen 220 Prozent des Medianeinkommens 
aller Regionen in Russland. Das regionale Medianein-
kommen berücksichtigt, im Gegensatz zum regionalen 
BIP pro Kopf auch Transferleistungen, die von Moskau 
an die regionalen Haushalte geleistet werden. Daher liegt 
das Medianeinkommen in den wirtschaftlich schwä-
cheren Regionen, in Relation zum Landesdurchschnitt, 
meist über dem regionalen BIP pro Kopf (in Relation 
zum Landesdurchschnitt). Daher sind die regionalen 
Diskrepanzen in Russland – gemessen am regionalen 
Medianeinkommen – etwas geringer als beim regiona-
len BIP pro Kopf. Zudem ist, rein statistisch gesehen, 
das Medianeinkommen einer Region weniger abhängig 
von einzelnen Ausreißern innerhalb der Regionen. Die 
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Zahlen zeigen auch, dass ein Teil der außerordentlichen 
regionalen wirtschaftlichen Divergenzen in Russland 
partiell (noch) über Transfers ausgeglichen werden. Die 
regionalen Diskrepanzen bei weiteren praxisrelevanten 
Wirtschaftsindikatoren (z. B. bei Pro-Kopf-Umsätzen 
im Einzelhandel) bleiben trotz Transfers jedoch hoch. 
Die Niveaus von 270 Prozent des Pro-Kopf-BIP in Mos-
kau im Vergleich mit dem Landesdurchschnitt (bzw. 212 
Prozent und 204 Prozent für das Medianeinkommen 
und die Einzelhandelsumsätze im Vergleich zum Lan-
desschnitt) verweisen nochmals auf die extreme Wohl-
standskonzentration dort. Letztere spiegelt in gewisser 
Weise auch eine extreme »Lohninflation« wider. Bei-
spielsweise verdienen leitende Angestellte bei westlichen 
Firmen in Moskau oft ein Vielfaches ihrer Kollegen in 
anderen, auch deutlich wohlhabenderen Ländern.

Bereits die extreme Konzentration in Moskau impli-
ziert, dass es unter den 30 bevölkerungsreichsten Regio-
nen nur noch in vier weiteren Regionen der BIP-Anteil 
über dem Bevölkerungsanteil liegt. Für den Rest der 
über 70 Regionen Russlands liegt der BIP-Anteil teils 
mehr oder weniger deutlich unter ihrem Bevölkerungs-
anteil. Damit ergibt sich in Bezug auf die regionale BIP-
Verteilung Russland ein dramatisches Bild. Über 50 Pro-
zent der Regionen (also etwa 40 Regionen) haben ein 
regionales Niveau des BIP pro Kopf, das nur bei etwa 
50–70 Prozent des Landesdurchschnitts liegt, während 
zehn bis elf Regionen ein extrem überdurchschnittliches 
regionales BIP aufweisen. Insgesamt weisen 64 Regio-
nen Russlands ein regionales BIP unter dem Landes-
durchschnitt auf, 18 Regionen ein BIP über dem Lan-
desmittel. Hier sind 82 Regionen berücksichtigt, für die 
es verlässliche langfristige Zeitreihen für wichtige wirt-
schaftliche Indikatoren gibt, darunter für die im nach-
folgenden angestellten Vergleiche. So gibt es für den 
autonomen Bezirk der Chanten und Mansen sowie den 
Jamal-Nenzen und für die Region Kamtschatka keine 
verlässlichen langfristigen Zeitreihen. Das ist zum Teil 
durch administrative Umgliederungen bedingt.

Die regionalen Daten zu den Pro-Kopf-Einzelhan-
delsumsätzen sind von nahezu der gleichen regionalen 
Disparität geprägt wie die Daten zum BIP pro Kopf. 
Gemäß den Daten für 2012 weisen 66 Regionen Russ-
lands Einzelhandelsumsätze unter dem Landesdurch-
schnitt auf, und nur 16 über dem Landesmittel. Das 
erscheint schlüssig, denn erst ab der Befriedigung eines 
gewissen Basiskonsums werden dann höherpreisige 
Angebote nachgefragt, während in anderen Regionen 
die Einzelhandelsumsätze kaum über den Basiskonsum 
hinausgehen. Allerdings ist bei den Einzelhandelsum-
sätzen pro Kopf die absolute Differenz zwischen ärme-
ren und reicheren Regionen immerhin etwas geringer als 
beim BIP pro Kopf, was gewisse ausgleichende Effekte 

(etwa über Transferleistungen) nahelegt. Das skizzierte 
Bild zeigt sich auch daran, dass beim BIP pro Kopf 
die Regionen mit einem Wert unter dem Landesmit-
tel eine durchschnittliche Differenz von 30 Prozent-
punkten zum Durchschnitt aufweisen; beim Median-
Einkommen beträgt der Wert 13 Prozentpunkte, beim 
Pro-Kopf-Einzelhandelsumsatz jedoch liegt die Diffe-
renz zum Landesschnitt wieder bei 24 Prozentpunkten. 
Die regionalen Minimalwerte im Vergleich zum Lan-
desdurchschnitt liegen beim BIP pro Kopf bei etwa 
20 Prozent oder darunter, beim Median-Einkommen 
bei 60 Prozent und beim Pro-Kopf-Einzelhandelsum-
satz bei knapp 20 Prozent oder leicht darüber.

Gründe für den Verlauf der Divergenzen
Insgesamt sind die extremen regionalen Disparitäten 
in Russland teils einer durchaus plausiblen historischen 
und geographisch bedingten Konzentration geschuldet. 
Hier wäre die Konzentration der Rohstoffförderung im 
Uralgebiet zu nennen, die Konzentration der Bevölke-
rung im europäischen Teil Russlands (etwa 70 Prozent 
der Bevölkerung leben auf 25 Prozent der Landfläche, 
und das vorwiegend in westlichen Landesteilen) oder die 
Konzentration der Administration und des Geschäftsle-
bens in Moskau. Allerdings darf das äußerst schwache 
Aufholen der weniger entwickelten Regionen Russlands 
über die letzten Jahre auch nicht den Blick darauf ver-
stellen, dass es offenbar tiefere wirtschaftsstrukturelle 
und institutionelle Gründe für die erheblichen Einkom-
mensdisparitäten in Russland gibt – sowohl zwischen 
den Regionen als auch innerhalb der Regionen. Die bis 
dato wenig erfolgreiche Diversifizierung und Moder-
nisierung der russischen Wirtschaft ist sicher nicht för-
derlich für eine breitere Konvergenz der regionalen 
Wohlstandsniveaus (die Renten aus dem Rohstoffsek-
tor haben in der Regel nur sehr geringe breitere ökono-
mische Abstrahleffekte innerhalb einer Region und auf 
die Nachbarregionen, etwa für weitere Investitionen in 
anderen Sektoren). Zudem behindern sicher auch allge-
meine institutionelle Schwächen in Russland eine brei-
tere Verteilung des Wohlstandes. Wichtige öffentliche 
Güter (wie Infrastruktur, Bildung) werden weder effi-
zient noch gleichmäßig in den Regionen bereitgestellt.

Der Trend der zunehmenden und dann wieder 
abnehmenden regionalen Einkommensdivergenz in 
Russland ist nicht unbedingt durch einen strukturel-
len Weiterentwicklungsprozess geprägt, wie er durch 
zunehmende Modernisierung und Industrialisierung zu 
begründen wäre (wie es etwa die Kuznets-These unter-
stellt). Vielmehr kann die Entwicklung eher durch ein 
seit 2008/2009 absolut und relativ zurückgehendes 
Einkommensniveaus in den (Rohstoff-)Boomregionen 
erklärt werden, wodurch die ärmsten Regionen zumin-
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dest statistisch aufholen konnten. Die ärmeren Regionen 
haben sich dennoch nicht weiterentwickelt. Hervorzu-
heben ist in diesem Kontext, dass die schwache regio-
nale BIP- und Einkommensentwicklung im Vergleich 
zum landesweiten Trend nicht nur auf einzelne benach-
teiligte »Randregionen« in Russland begrenzt ist. Unter 
den 30 bevölkerungsreichsten Regionen Russlands, also 
Regionen mit zumindest jeweils einem Prozent Anteil 
an der Gesamtbevölkerung, gibt es etliche Regionen die 
eine deutlich unterproportionale Entwicklung im Ver-
gleich zu den reichsten Regionen bzw. dem Landesdurch-
schnitt aufweisen. Unter den Regionen mit einer deutlich 
unterdurchschnittlichen Entwicklung des BIP pro Kopf 
befinden sich nicht nur eindeutig (wirtschafts-)historisch 
oder geographisch ganz periphere Regionen, sondern 
auch Regionen wie die Gebiete Tula, Rostow, Samara, 
Saratow, Irkutsk oder Nowosibirsk (zum Teil Regionen 
die noch heute unter der planwirtschaftlichen Mono-
strukturproblematik der Sowjetunion leiden, etwa bei 
der teils extremen Konzentration im Rüstungsbereich).

Institutionelle Reformen sind notwendig
Russland steht in Bezug auf seine regionale Differen-
zierung vor erheblichen Herausforderungen, die durch 
die sich abzeichnende kurz- und auch mittelfristig eher 
schwache makroökonomische Entwicklung noch ver-
schärft werden. Und dennoch: Einige wenige russische 
Regionen – abseits der traditionellen Wirtschafts- und 
Rohstoffzentren – weisen eine positivere Entwicklung 
als der skizzierte Gesamttrend auf. In diesem Kontext 
wird oft auf Regionen wie die Gebiete Kaluga, Ulja-
nowsk, Nischnyj Nowgorod verwiesen. Die positive 
Entwicklung von etwa fünf bis maximal zehn Regionen 
über dem Landesdurchschnitt wird durch ein besseres 
Wirtschafts- und Investitionsumfeld im Vergleich zum 
erschreckend schlechten Landesdurchschnitt erreicht. 
Einige erfolgreiche Regionen weisen geringere admi-
nistrative Hürden, weniger Korruption und ein über-
durchschnittliches Ausbildungs- und Qualifizierungs-
umfeld auf. Allerdings sind solche regionalen Erfolge 
mit Vorsicht zu bewerten. Zwar basieren in der Regel 
die Erfolge in solchen Regionen auf einer engagierten 
Lokal- bzw. Stadtverwaltung und hier vor allem dem 
persönlichen Engagement einiger weniger Führungsper-
sonen. Allerdings sind solche Entwicklungen in gewis-
ser Weise die Fortsetzung des personalisierten Politik-
systems des Gesamtstaates auf Regionalebene.

Die skizzierten extremen regionalen ökonomischen 
Disparitäten in Russland werden durch einen auch für 
das Gesamtland gültigen Trend bestätigt. In Relation zu 
dem hohen durchschnittlichen Einkommensniveau in 
Russland (weit über dem in anderen großen aufstreben-
den Ländern) ist die institutionelle Qualität des Landes – 

was sich in der Regel auch in dem Ausmaß der regio-
nalen Disparität in einem Land zeigt – eher unter dem 
Niveau in vergleichbaren Volkswirtschaften. Zudem 
sind die erheblichen regionalen Einkommensdisparitä-
ten in gewisser Weise ein Spiegelbild des extrem zentra-
lisierten politischen Systems des Landes. Denn der Ten-
denz nach weisen Länder mit einer größeren Verteilung 
der Macht im Land in der Regel auch ausgeglichenere 
regionale Einkommensverteilungen auf.

Zudem sollte der Bezug zwischen den erheblichen 
regionalen Einkommensdisparitäten und der zuneh-
mend enttäuschenden gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung Russlands insgesamt nicht vernachlässigt werden. 
Neuere Forschungsarbeiten des Internationalen Wäh-
rungsfonds – sicher keine Institution, die vorschnell 
nach Umverteilung ruft – zeigen klar, dass zu große 
(regionale) Ungleichheit in einem Land ab einem gewis-
sen Grad die langfristige gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung eines Landes hemmt oder aber ein gewisses 
Maß an Gleichheit ab einem gewissen Niveau eher ste-
tiges Wachstum fördert.

Die Rolle ausländischer Unternehmen und 
der Direktinvestitionen
Die zunehmende Expansion einiger klar auf den Bin-
nenmarkt Russlands fokussierter ausländischer Unter-
nehmen in die Regionen widerspricht ebenfalls nicht 
dem Bild der erheblichen und teils bedenklichen Ein-
kommensdisparitäten in Russland. Meistens fokussie-
ren sich die Regionalstrategien ausländischer Unterneh-
men eben genau auf sehr wenige weitere Regionen bzw. 
regionale Zentren. Zumal einige der sich wirtschaft-
lich besser entwickelnden Regionen Russlands sich eben 
gerade im Sog des großen Zentrums Moskau entwi-
ckeln, was sich (gravitationstheoretisch) hauptsächlich 
durch Abstrahleffekte und nicht unbedingt nur durch 
besondere Bedingungen vor Ort erklären lässt. Zumal 
die Expansion einiger Firmen in weitere Regionen Russ-
lands teils auch der Überpenetration in den ganz gro-
ßen Ballungsräumen wie Moskau und Sankt Petersburg 
geschuldet ist. In diesem Kontext gilt zu betonen, dass 
ca. 40–50 Prozent der ausländischen Direktinvestitio-
nen in Russland in Moskau und Sankt Petersburg kon-
zentriert sind und diese Standorte weiterhin die größte 
Attraktivität für Investoren haben, obwohl die Investi-
tionsbedingungen in den wenigen wirtschaftlich erfolg-
reichen Regionen des Landes zum Teil besser sind.

Hohe Neuverschuldung und Schulden
dynamik könnte Regionen überfordern
Bis dato werden die extremen regionalen Unterschiede 
bei der Wirtschaftskraft der Regionen Russlands (noch) 
partiell durch Transfers ausgeglichen. Allerdings wird 
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der (fiskalische) Umverteilungsspielraum in Russland, 
etwa über Kredite des Zentralstaates an die Regio-
nen, angesichts der makroökonomischen Wachstums-
schwäche sowie der klaren politischen Konzentration 
der Regierung in Moskau auf ein so genanntes »Ver-
walten« der akkumulierten Puffer auf zentralstaatlicher 
Ebene (also der Reservefonds und der hohen Devisen-
reserven, die für Russland wichtige Puffer darstellen) 
in den kommenden Jahren eher geringer. Dies zeigt 
sich unter anderem an dem klaren Bestreben, Kredite 
der Zentralregierung an die Regionen in den kommen-
den Jahren eher zu reduzieren. Traditionell wäre ja die 
Fiskalpolitik ein Element zur Behebung der massiven 
regionalen wirtschaftlichen Disparitäten. Insofern ist es 
auch nicht überraschend, dass immer mehr Aufgaben 
in den Bereichen Soziales, Bildung oder Infrastruktur 
den Regionen übertragen werden, die diese aber teils 
nicht wirklich schultern können, da ihnen gleichzeitig 
angemessene Besteuerungsmöglichkeiten oder alterna-
tive Einnahmequellen fehlen.

Damit ist allerdings in den letzten Jahren auch die 
Verschuldung der Regionen Russland – ausgehend von 
noch niedrigen Niveaus – deutlich gestiegen. Einige der 
größeren und prosperierenden Regionen (die ca. 30–40 
Prozent der Schuldenaufnahme der Regionen repräsen-
tieren) finanzieren ihre Schuldenaufnahme derzeit vor-
wiegend über auf Rubel lautende Kapitalmarktinstru-
mente auf dem lokalen Anleihenmarkt (zu meist noch 
moderaten Konditionen und mit längeren Laufzeiten). 
Im Gegensatz dazu finanziert sich das Gros der eher klei-
neren und/oder auch weniger prosperierenden Regio-
nen Russlands (die ca. 60–70 Prozent der Schuldenauf-
nahme der Regionen repräsentieren) vorwiegend über 
Bankkredite. Letztere sind in der Regel eher kurzlau-
fend und weisen schon heute recht hohe Zinsniveaus auf 
(v.a. im Vergleich zu Krediten der Zentralregierung an 
die Regionen). Gerade die Verschuldung über kurzfris-
tige Bankkredite birgt im aktuellen Umfeld der Zins-
volatilität und der steigenden Zinsen in Russland für 
einige Regionen erhebliche kurzfristige Liquiditäts- und 
Zinsrisiken. Laut Schätzungen aus der Finanzbranche 
und von Ratingagenturen hat sich die Verschuldung 
der Regionen Russland seit der Finanzkrise 2008/2009 
mehr als verdoppelt, von etwa 35 Milliarden Dollar auf 
geschätzte 78 Milliarden Dollar zum Jahresende 2013. 
Und bei Fortführung aktueller Trends könnte die Ver-
schuldung der Regionen Russlands 2015 ein Niveau 
von 100 Milliarden Dollar überschreiten (immerhin ca. 
5 Prozent des BIP Russlands bzw. die Hälfte der Ver-
schuldung des Zentralstaates).

Bei einer Fortsetzung der aktuellen Verschuldungs-
dynamik könnten in den Jahren 2015 und 2016 nur 
noch etwa 15–20 von 83 Regionen in der Lage sein, 

ohne signifikante ad-hoc-Zuschüsse der Zentralregie-
rung oder Schuldenstreckungen ihren finanziellen Ver-
pflichtungen nachzukommen. Angesichts des 2014 zu 
erwartenden Einbruchs bei der Unternehmensbesteue-
rung, die im Schnitt etwa 25 Prozent des Einkommens 
der Regionen ausmacht, könnte 2014 allerdings wieder 
eine finanzielle ad-hoc-Unterstützung einiger Regionen 
notwendig werden. Eine regionale Fiskalpolitik aber, die 
vor allem auf kurzfristige Bankkredite (oft durch Staats-
banken) und ad-hoc-Kredite der Zentralregierung (die 
im Schnitt etwa 20 Prozent der Einnahmen der Regio-
nen ausmachen) setzt, wobei letztere oft in einer eher 
intransparenten und wenig institutionalisierten Weise 
vergeben werden, erscheint zudem nicht als sinnvoller 
Rahmen, um eine nachhaltige regionale Ressourcen(um)
verteilung zu organisieren.

Die zunehmende Verschuldung der Regionen Russ-
lands ist auch – über die reine Verschuldungsproblema-
tik hinaus – von breiterer ökonomischer Relevanz, da 
gerade die Regionen selbst durch Investitionen Teile 
der Engpässe zur weiteren ökonomischen Entwicklung 
des Gesamtlandes schließen müssten, aber viele Regio-
nen dies in Zukunft wohl immer weniger leisten kön-
nen. Angesichts der zunehmenden laufenden Finanzie-
rungserfordernisse russischer Regionen könnte auch das 
Verbot der Finanzierung auf den internationalen Kapi-
talmärkten aufgehoben werden (die Möglichkeit der 
Aufnahme von Auslandsschulden wurde den Regio-
nen als Folge der Finanzkrise 1998/1999 größtenteils 
genommen). Diese Bestrebung ist vor allem vor dem 
Hintergrund zu sehen, dass die Regionen Russlands auf 
den internationalen Kapitalmärkten Gelder zu etwas 
niedrigeren Zinsen und mit längeren Laufzeiten als auf 
dem lokalen Markt erhalten könnten. Wobei die Vorga-
ben für vorgeschlagene Kriterien zur Erlaubnis der Auf-
nahme von Auslandsschulden auf regionaler Ebene (v.a. 
der Besitz einer Bonitätseinschätzung auf dem Niveau 
Russlands, was ja eben gerade durch die Puffer der Zen-
tralregierung gestützt wird) derart strikt sind, dass wohl 
nur fünf oder sechs der 85 Regionen hierfür in Frage 
kommen könnten. Damit könnte sich die Diskrepanz 
zwischen den bereits entwickelten Regionen und dem 
Rest des Landes mit dieser Maßnahme sogar noch weiter 
verstärken. Zumal reichere Regionen für die kommen-
den Jahre gegebenenfalls einiges an Privatisierungspo-
tenzial haben, was für die weniger entwickelten Regio-
nen nicht gilt.

Insgesamt kann die Neuverschuldung in den Regio-
nen Russland in Bezug auf ihre Geschwindigkeit (noch 
nicht ihre Niveaus) schon in den kommenden Jahren 
zunehmend problematisch werden, da natürlich auf 
absehbare Zeit dann auch Anschlussfinanzierungen 
benötigt werden. Ferner erhöht die Finanzierung über 
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kurzfristige Bankkredite die Abhängigkeit der Regio-
nen von ihren Kreditgebern – oft die großen Staatsban-
ken –, was durchaus ein politisches Element beinhalten 
kann; dies gilt besonders im Kontext des für 2014 zu 
erwartenden deutlichen Wirtschaftsabschwungs; letzte-
rer wird die Einnahmeseite der Regionen (etwa über die 
Unternehmensbesteuerung) nochmals schwächen. Hier 
gilt zu beachten, dass auch im Kontext der schwierigen 
wirtschaftlichen Situation in den Jahren 2008/2009 sich 
die Zentralregierung in Moskau (direkt oder indirekt) 
über intransparente ad-hoc-Finanzhilfe zunehmenden 
Einfluss auf regionaler Ebene verschafft hat.

In Bezug auf die zunehmende Verschuldung der 
Regionen Russlands ist auch zu beachten, dass die oft auf 
»Einmaleffekte« (etwa durch Großereignisse) abzielende 
Politik der Zentralregierung erhebliche Finanzierungs- 
und vor allem Erhaltungsausgaben für die Regionen 
impliziert. So sind die Schuldenausgaben einer Region 
wie Krasnodar unter anderem durch die Winterolym-
piade von etwa 3 Prozent der Einnahmen im Jahr 2009 
auf etwa 50–60 Prozent in 2013 gestiegen. Exempla-
risch wurden viele der Olympia-Ausgaben über die staat-
liche »Wneschekonombank« (VEB) finanziert und einige 
dieser Engagements werden derzeit schon umstruktu-
riert. Eine ähnliche Entwicklung wie durch Sotschi in 
den letzten Jahren droht nun in den elf Austragungsor-
ten (bzw. -regionen) der Fußball-Weltmeisterschaft in 
vier Jahren (wo Sotschi wieder dabei sein wird). Sollte 
die Fußball-Weltmeisterschaft annäherungsweise so viel 
kosten wie vergleichbare Ereignisse in anderen Ländern, 
könnten Ausgaben zwischen 40–100 Milliarden Dol-
lar anfallen, wovon dann voraussichtlich etwa 30–50 
Prozent von den Regionen gestemmt werden müsste. 
Damit könnte die Fußball-Weltmeisterschaft 2018 die 
Verschuldungsproblematik in den Regionen Russlands 
noch weiter verschärfen.

Politische und ökonomische Implikationen 
hoher Einkommensdisparität
Wie im vorliegenden Beitrag dargestellt, sind Russlands 
Regionen von extremen Disparitäten beim regionalen 
BIP pro Kopf geprägt, was zum Teil dann über Transfers 
leicht ausgeglichen wird, sich aber dennoch in relevan-
ten ökonomischen Variablen (wie etwa den regionalen 
Pro-Kopf-Einzelhandelsumsätzen) zeigt. Hier liegen die 
Niveaus der Disparitäten nahe bei denen für die BIP-pro-
Kopf Werte. Die extremen Einkommensunterschiede in 
Russland haben alles andere als triviale (sozio-) ökono-
mische und politische Implikationen. Einerseits ist das 
Einkommensniveaus in den wenigen prosperierenden 
Zentren und Regionen auf einem extremen Niveau in 
Relation zum Entwicklungsstand des Landes. Dies kann 
für Wirtschaftsakteure, die auf diese Kaufkraft abzielen, 

durchaus von Interesse sein. Allerdings können Markt-
auftritte und Marktstrategien, die in den wirtschaftli-
chen Zentren Russlands funktionieren, nicht einfach in 
weitere Regionen übertragen werden. Zudem entsteht 
durch die teils sehr hohen Einkommens- und Lohni-
veaus in wenigen Regionen ein genereller Lohndruck, 
zumindest in an die prosperierenden Zentren und Regio-
nen angrenzende Regionen, der für die wirtschaftliche 
Entwicklung des Gesamtlandes abträglich ist. Lohn-
steigerungen spiegeln zum Beispiel nicht die Produkti-
vitätszuwächse wieder. Zudem erschweren die extremen 
wirtschaftlichen und sozio-ökonomischen Disparitäten 
zunehmend die Anschlussfähigkeit der weniger entwi-
ckelten Regionen bzw. deren Bevölkerung an die deut-
lich weiter entwickelten Regionen und die dort lebende 
Bevölkerung. So liegt die Lebenserwartung in wohlha-
benden Regionen wie Moskau oder Sankt Petersburg 
derzeit schon bei über 70 Jahren, während sie in den 
ärmeren Regionen des Landes eher bei knapp über 50 
Jahren liegt. Auch die Arbeitsmarkterfordernisse in Mos-
kau oder den wenigen weiteren aufstrebenden Regio-
nen Russland (etwa in Bezug auf geforderte IT-Kennt-
nisse, Fremdsprachenniveau oder generelle Arbeits- und 
Lebenseinstellung) sind mittlerweile so, dass sie viele 
Bewohner aus den weniger entwickelten Regionen Russ-
lands nicht mehr erfüllen können. Das limitiert die 
interregionale Mobilität zunehmend, was dann immer 
mehr auch sehr limitierte intergenerationale Aufstiegs-
chancen bedeutet; das ist ein klassischer Effekt einer 
sehr ungleichen regionalen Einkommens- und Wohl-
standsverteilung. Damit bergen die skizzierten gewich-
tigen sozioökonomischen regionalen Divergenzen in 
Russland erhebliches politisches Mobilisierungspoten-
zial, das bis dato in dem politisch sehr konzentrierten 
Staat noch kaum genutzt wird.

Abschließend ist in Bezug auf politische Implika-
tionen auch klar darauf zu verweisen, dass auch die 
wenigen wirtschaftlich erfolgreicheren Regionen Russ-
lands, trotz eines besseren institutionellen Umfelds als 
im Landesschnitt, vermutlich nur im bestehenden poli-
tischen System reüssieren können. Damit erscheint es 
fraglich, ob die Regionen Russlands wirklich als Motor 
der Modernisierung bzw. des politischen und gesell-
schaftlichen Wandels betrachtet werden können. Die-
ser Aspekt ist von Relevanz, da es in den letzten Jah-
ren einige Ansätze in diese Richtung gab, etwa bei der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung (EBRD) oder im Rahmen des »World Economic 
Forum«, die sich beide, teils auch mit einer solchen Inten-
tion, den erfolgreichen Regionen Russlands in besonde-
rer Weise zugewandt haben.

Informationen über den Autor und Lesetipps finden Sie 
auf der nächsten Seite.
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Wirtschaftliche Unterschiede russischer Regionen

Grafik 1:	Z unehmende und wieder abnehmende regionale Disparität*
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Grafik 2:	Z unehmende und wieder abnehmende regionale Disparität*
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Grafik 3:	A nzahl Regionen über und unter Landesschnitt (2012) 
(Regionale BIP-pro-Kopf Entwicklung in den 30 größten Regionen)
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Grafik 4:	R egionale Differenzierung für verschiedene Indikatoren (2012)
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Grafik 5:	R egionale Differenzierung für verschiedene Indikatoren (2012)
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Grafik 6:	R egionale Differenzierung für verschiedene Indikatoren (2012)

566 %

266 %
203 %

19 % 59 % 21 %
0 %

100 %

200 %

300 %

400 %

500 %

600 %

Regionales BIP-pro-Kopf Regionales Median-Einkommen Regionale Pro-Kopf
Einzelhandelsumsätze

Regionales Minimum in % des Landesschnitts Regionales Maximum in % des Landesschnitts

Quelle: Rosstat, Raiffeisen RESEARCH

Tabelle 1:	C harakteristika ausgewählter russischer Regionen 2012
Bevölkerung BIP

(Mrd. Rbl)
BIP pro Kopf

(Rbl)
Einkommens-

median 
(Rbl)

Einzelhandels-
verkäufe pro 

Kopf(in 1.000) (in %)

Russland insgesamt 143.347 48.661.569 316.416 37.790 149.250
in % des 

russischen BIP
in % des 

Landesdurch-
schnitts

in % des 
Landesdurch-

schnitts

in % des 
Landesdurch-

schnitts
Regionalkennziffern der 30 größten russischen Regionen 2012
Moskau, Stadt 11.980 8,36 % 20,59 % 273 % 212 % 204 %
Moskauer Gebiet 7.048 4,92 % 4,61 % 98 % 143 % 120 %
Republik Inguschetien 5.330 3,72 % 2,53 % 73 % 128 % 103 %
Sankt Petersburg, Stadt 5.028 3,51 % 4,26 % 132 % 135 % 113 %
Gebiet Swerdlowsk 4.316 3,01 % 2,60 % 92 % 117 % 133 %
Republik Karatschajewo-
Tscherkessien

4.254 2,97 % 1,57 % 50 % 92 % 98 %

Republik Baschkortostan 4.061 2,83 % 1,96 % 74 % 108 % 105 %
Republik Tatarstan 3.822 2,67 % 2,62 % 106 % 119 % 114 %
Gebiet Tjumen 3.511 2,45 % 8,41 % 373 % 107 % 125 %
Gebiet Tscheljabinsk 3.485 2,43 % 1,59 % 70 % 95 % 90 %
Gebiet Nishni Nowgorod 3.290 2,30 % 1,58 % 73 % 100 % 98 %
Gebiet Samara 3.213 2,24 % 1,71 % 81 % 116 % 105 %
Republik Nordossetien-Alanien 2.946 2,06 % 0,67 % 35 % 93 % 91 %
Region Krasnojarsk 2.847 1,99 % 2,44 % 132 % 103 % 100 %
Gebiet Rostow 2.791 1,95 % 0,82 % 94 % 45 % 95 %
Gebiet Kemerowo 2.742 1,91 % 1,52 % 85 % 86 % 78 %

Fortsetzung auf der nächsten Seite
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Bevölkerung BIP
(Mrd. Rbl)

BIP pro Kopf
(Rbl)

Einkommens-
median 
(Rbl)

Einzelhandels-
verkäufe pro 

Kopf(in 1.000) (in %)

Russland insgesamt 143.347 48.661.569 316.416 37.790 149.250
in % des 

russischen BIP
in % des 

Landesdurch-
schnitts

in % des 
Landesdurch-

schnitts

in % des 
Landesdurch-

schnitts
Gebiet Nowosibirsk 2.710 1,89 % 1,19 % 97 % 99 % 99 %
Region Perm 2.634 1,84 % 1,65 % 96 % 110 % 102 %
Republik Kalmykien 2.583 1,80 % 1,03 % 60 % 59 % 72 %
Gebiet Saratow 2.503 1,75 % 0,88 % 53 % 68 % 65 %
Gebiet Irkutsk 2.422 1,69 % 1,29 % 81 % 89 % 69 %
Region Altaj 2.399 1,67 % 0,69 % 44 % 66 % 71 %
Gebiet Woronesch 2.330 1,63 % 0,92 % 60 % 81 % 93 %
Gebiet Orenburg 2.016 1,41 % 1,14 % 80 % 86 % 90 %
Gebiet Oms 1.974 1,38 % 0,92 % 71 % 96 % 90 %
Region Primorsk 1.947 1,36 % 1,12 % 88 % 103 % 74 %
Gebiet Leningrad 1.751 1,22 % 1,16 % 102 % 89 % 88 %
Autonomer Bezirk der 
Chanten und Mansen

1.584 1,11 % 5,00 % 492 % 214 % 128 %

Gebiet Belgorod 1.541 1,08 % 1,05 % 105 % 99 % 87 %
Gebiet Tula 1.532 1,07 % 0,56 % 55 % 92 % 84 %
Republik Udmurtien 1.518 1,06 % 0,69 % 70 % 82 % 69 %
Gebiet Wladimir 1.422 0,99 % 0,92 % 56 % 75 % 70 %
Regionalkennziffern weniger entwickelter russischer Regionen 2012
Gebiet Brjansk 0,87 % 0,37 % 45 % 77 % 81 %
Gebiet Iwanowo 0,73 % 0,26 % 38 % 66 % 74 %
Gebiet Orjol 0,54 % 0,27 % 52 % 71 % 71 %
Gebiet Rjasan 0,80 % 0,43 % 57 % 83 % 76 %
Gebiet Smoensk 0,68 % 0,38 % 59 % 87 % 83 %
Gebiet Tambow 0,75 % 0,37 % 53 % 79 % 82 %
Gebiet Twer 0,93 % 0,52 % 59 % 85 % 81 %
Gebiet Tula 1,07 % 0,56 % 55 % 92 % 84 %
Gebiet Pskow 0,46 % 0,21 % 48 % 74 % 78 %
Republik Adygej 0,31 % 0,11 % 39 % 88 % 86 %
Republik Dagestan 0,20 % 0,06 % 31 % 157 % 34 %
Republik Kalmykien 1,80 % 1,03 % 60 % 59 % 56 %
Republik Kabardino-Balkarien 0,71 % 0,35 % 53 % 97 % 88 %
Republik Karatschajewo-
Tscherkessien

2,97 % 1,57 % 56 % 92 % 98 %

Republik Nordossetien-Alanien 2,06 % 0,67 % 35 % 93 % 91 %
Region Krasnodar 0,60 % 0,19 % 33 % 63 % 88 %
Region Stawropol 0,30 % 0,10 % 33 % 48 % 96 %
Gebiet Astrachan 0,49 % 0,18 % 37 % 100 % 73 %
Republik Mari-El 0,48 % 0,20 % 44 % 63 % 54 %
Republik Mordwinien 0,57 % 0,26 % 48 % 67 % 47 %
Republik Tschuwaschien 0,87 % 0,39 % 47 % 71 % 56 %
Gebiet Kirow 0,92 % 0,42 % 48 % 72 % 67 %
Republik Altaj 0,15 % 0,05 % 40 % 78 % 50 %
Republik Burjatien 0,68 % 0,32 % 50 % 92 % 78 %
Gebiet Kurgan 0,62 % 0,28 % 48 % 82 % 66 %

Fortsetzung auf der nächsten Seite

Tabelle 1:	C harakteristika ausgewählter russischer Regionen 2012 (Fortsetzung)
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Bevölkerung BIP
(Mrd. Rbl)

BIP pro Kopf
(Rbl)

Einkommens-
median 
(Rbl)

Einzelhandels-
verkäufe pro 

Kopf(in 1.000) (in %)

Russland insgesamt 143.347 48.661.569 316.416 37.790 149.250
in % des 

russischen BIP
in % des 

Landesdurch-
schnitts

in % des 
Landesdurch-

schnitts

in % des 
Landesdurch-

schnitts
Republik Tuwa 0,22 % 0,07 % 34 % 89 % 33 %
Region Altaj 1,67 % 0,69 % 44 % 66 % 71 %
Republik Tschetschenien 0,31 % 0,05 % 19 % 67 % 22 %
Durchschnitt 45,18 % 80,64 % 70,14 %

Quelle: Rossstat, Raiffeisen RESEARCH

Tabelle 1:	C harakteristika ausgewählter russischer Regionen 2012 (Fortsetzung)

Grafik 7:	R usslands regionale Ungleichheit im internationalen Vergleich
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Quelle: OECD, Raiffeisen RESEARCH

Tabelle 2:	R usslands regionale Ungleichheit im internationalen Vergleich
Regionaler GINI-Koeffizient* BIP-pro-Kopf (USD, zu Kaufkraftparitäten, 2012)

Russland 0,47 17.518
Indien 0,39 3.813
Mexico 0,38 15.363
Chile 0,35 18.211
China 0,30 9.055
Brasilien 0,30 11.747
Türkei 0,25 14.812
Südafrika 0,24 11.281
Polen 0,19 20.562
USA 0,14 51.704
Deutschland 0,12 38.666
Schweden 0,06 40.304

* Letzte verfügbare Daten 2007, wobei dieser Indikator recht konstant im Zeitablauf ist
Quelle: OECD, Raiffeisen RESEARCH
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Aus russischen Blogs

Bürgermeisterwahlen in Nowosibirsk: Sieg der vereinten Opposition gegen 
»Einiges Russland«

Am 6. April 2014 fanden in Nowosibirsk, der drittgrößten Stadt Russlands vorgezogene Bürgermeisterwahlen statt. 
Der Oppositionskandidat Anatolij Lokot – ein Abgeordneter der Staatsduma von der Kommunistischen Par-

tei – gewann mit 43,75 %; Wladimir Snatkow, der Kandidat der Regierungspartei »Einiges Russland«, bekam trotz 
administrativer Ressourcen nur 39,57 % und wurde Zweiter. Weniger als ein Drittel der Wahlberechtigten haben 
ihre Stimme abgegeben. Im Jahr 2009 hatte die Wahlbeteiligung bei rund 50 % gelegen. Den Angaben der Zentra-
len Wahlkommission zufolge verlief der Urnengang ohne wesentliche Verstöße. Die unabhängigen Wahlbobachter 
von »Golos« gaben an, dass die Wahlen »grundsätzlich rechtmäßig« durchgeführt wurden und »einzelne verfahrens-
technische Unregelmäßigkeiten die Willensäußerung der Wähler nicht beeinflussten« (<http://www.golosinfo.org/
ru/articles/511>). Die Wahl wurde vor allem durch die Einigung auf einen gemeinsamen Oppositionskandidaten 
bestimmt und als Sieg gegen die Putin-Partei eingeschätzt. Neun Tage vor der Abstimmung, am 28. März 2014 hat-
ten fünf Kandidaten, darunter Ilja Ponomarjow, einer der Führer der Protestbewegung von 2011/2012 für faire Wah-
len, ihre Teilnahme abgesagt und ihre Wähler aufgerufen, für den führenden Kandidaten Lokot ihre Stimmen abzu-
geben. Politologen und Blogger diskutieren die Niederlage von »Einiges Russland«, der »Partei der Macht« und loben 
das Erfolgsrezept der Opposition.

* * *

Nowosibirsk ist erobert
»Sieg! Wir haben es geschafft! Ich gratuliere von ganzem Herzen Anatolij Lokot zum Sieg bei der Bürgermeisterwahl 
in Nowosibirsk! Ich gratuliere allen, die an dieser Wahlkampagne beteiligt waren, die ihre Stimmten abgegeben, die 
uns einfach moralisch unterstützt haben!

Wir haben geschafft, was niemand glauben konnte. […] Zunächst wollte man uns nicht glauben und verlachte die 
Idee eines gemeinsamen Oppositionskandidaten. Man sagte, dass wir uns bald zestreiten würden und wieder nichts 
daraus werde. Dann, als wir uns zusammengeschlossen hatten, versuchten nicht nur Rivalen, sondern auch Verbün-
dete uns zu entzweien. Kremltreue Medien und Politologen diskreditierten auf vielfältige Art die Idee der Vereinigung 
und sagten, dass unsere Koalition bereits vor dem Start zerbrochen sei. Dann begann die schwarze PR….

Die Opposition wurde nicht in die Medien gelassen, es wurden keine Werbeflächen gegeben, Wahlhelfer wurden 
angegriffen, Briefkasten von [unseren] Zeitungen gesäubert, Wahlplakate abgerissen, Materialen geklaut. Gleichzeitig 
setzte die Macht enorme administrative Ressourcen zur Unterstützung von Snatkow ein. Den Fernseh-Ratings zufolge 
überholte er Putin und Sobjanin. Die ganze Stadt ist immer noch mit seinen Plakatwänden vollgehängt. Überall stan-
den seine Agitatoren, alle kommunalen Behörden wurden mit seinen Plakaten gepflastert. […] Das hat aber dem Kan-
didaten von »Einiges Russland« nicht geholfen […]«
Ilja Ponomarjow im »Livejournal«, 7. April 2014 <http://ilya-ponomarev.livejournal.com/633975.html>

Warum ist der Sieg in Nowosibirsk wichtig?
»Die Moskauer Medien zeigen leider kein besonderes Interesse an den gestrigen Bürgermeisterwahlen in Nowosibirsk 
oder ihren Ergebnissen. Zu Unrecht. Es hat sich eine sehr wichtige Geschichte abgespielt: Zum zweiten Mal inner-
halb eines halben Jahres verliert »Einiges Russland« in einer der größten Städte Russland Bürgermeisterwahlen. Im 
September geschah es in Jekaterinburg, der viertgrößten Stadt des Landes, und nun in Nowosibirsk. Und das ganz zu 
schweigen davon, dass es Sobjanin bei der Bürgermeisterwahl in Moskau erst durch irgendwelche 30.000 Stimmen 
gelungen war, den zweiten Wahlgang zu vermeiden.

Das Fazit ist ganz einfach: Wie auch immer die Haltung der Wähler zu Putin persönlich sein mag, ist das politi-
sche Monopol einer Partei heftig erschüttert. Die Menschen wollen kein Einparteisystem, sondern Wettbewerb und 
eine Absetzbarkeit der Regierung. Die Großstädte des Landes beweisen dies immer wieder.«
Wladimir Milow im Blog von »Echo Moskwy«, 7. April 2014 <http://www.echo.msk.ru/blog/milov/1295164-echo/>

Fazit von Jewgenij Mintschenko
»Die Wahlen fanden vor dem Hintergrund eines inneren Elitenkonfliktes statt, der wirtschaftliche Gründe hatte und 
durch persönliche Gegensätze zwischen dem Gouverneur Wassilij Jurtschenko und dem Bevollmächtigten des Präsi-
denten Wiktor Tolokanskij verschärft wurde […] Die Lehren für Kandidaten der »Partei der Macht« lauten: 1. keine 

http://www.golosinfo.org/ru/articles/511
http://www.golosinfo.org/ru/articles/511
http://ilya-ponomarev.livejournal.com/633975.html
http://www.echo.msk.ru/blog/milov/1295164-echo/
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Elitenspaltung zulassen; 2. mehrere Kandidaten ›lenken‹; 3. einen aktiven Wahlkampf führen; 4. an einer Zufuhr der 
eigenen Wähler an dem Wahltag arbeiten. Die Lehren für die Opposition: 1. Elitenspaltung ausnutzen; 2. Koalitio-
nen bilden. Das wichtigste Ergebnis der Wahlen lautet: In Russland gibt es doch politische Konkurrenz. Wenn auch 
irgendwo Vertreter der Systemopposition Wahlen gewinnen, hat das aber keine negative Auswirkungen auf die Bestän-
digkeit des Systems, eher im Gegenteil.«
Jewgenij Mintschenko in Facebook vom 7. April 2014 <http://besttoday.ru/read/6518.html>

Vereinte Opposition gegen »Einiges Russland«
»Die Wahlergebnisse in Nowosibirsk sind die beste Illustration meiner alten These: wenn nicht Parteilisten, sondern 
konkrete Personen gewählt werden, kann die Opposition nur durch eine Vereinigung gewinnen. Ein beliebiger Kandidat 
der Regierung bekommt unter den bei uns herrschenden Bedingungen automatisch mindestens 30–40 %. Unter allen 
Umständen. Ganz gleich, wie er ist. Schlicht durch die administrativen Ressourcen. Deswegen würde die Opposi-
tion, wenn sie in mehreren Kolonnen aufmarschiert, die verbliebenen Stimmen zersplittern und hätte unweigerlich 
das Nachsehen. Ein gemeinsamer Kandidat aber wird fast automatisch zu einem realen Anwärter auf den ersten Platz. 
Tendenziell würden alle, die gegen das Regime sind oder sich – ganz gleich aus welchen Gründen – mit dem Status 
quo nicht zufrieden geben können, für diesen stimmen […]«
Walerij Fedotov im »Livejournal«, 7. April 2014 <http://v-fedotov.livejournal.com/289158.html>

Die Blogs, auf die verwiesen wird, sind in russischer Sprache verfasst.
Ausgewählt und zusammengefasst von Sergey Medvedev, Berlin

Notizen aus Moskau

Imperium und Nation
Jens Siegert, Moskau

In den vergangenen Wochen ist viel die Rede davon, 
welchen Beitrag die Ukraine-Krise für die Nation-

Werdung dieses in jeder Hinsicht noch jungen und 
suchenden Staates leisten kann. Im Gegensatz dazu 
scheint es für Russland, als Nationalstaat ebenso jung, 
in die umgekehrte Richtung zu gehen. Weg vom (von 
vielen als »erzwungen« oder gar »aufgezwungen« emp-
fundenen) Nationalstaat, hin zur Restaurierung des ver-
lorenen Imperiums. Die daraus abgeleiteten Diagno-
sen fallen, je nachdem, triumphierend-euphorisch bis 
resignierend-traurig aus. Aber vielleicht ist die Blick-
richtung falsch? Vielleicht macht es viel mehr Sinn, die 
Vorgänge in Russland ebenso wie in der Ukraine als 
Nationalstaatsbildungswehen zu betrachten? Als eine 
noch schwerere Geburt sozusagen.

Davon ausgehend erlaube ich mir heute einmal, ein 
wenig zu träumen. Das scheint mir auch angesichts des 
aller Orten überbordenden Pessimismus durchaus ange-
messen. Wenn ich den Riesenstrom der Wortmeldun-
gen (ich meine hier insbesondere die kleinen, suchen-
den, gesprächsweise in Facebook und Co. geposteten, 
weniger die großen, wissenden, als Essay, Kommentar 

oder gar Aufruf daher kommenden) Revue passieren 
lasse, fällt mir besonders auf, wie sehr wir doch alle an 
die inzwischen schon berühmt-berüchtigte Pfadabhän-
gigkeit in der Entwicklung von Gesellschaften glauben.

Entsprechend resignieren und verzweifeln die einen, 
weil sie sehen (oder zu sehen glauben), dass das Land 
erneut auf die immer gleichen in seiner Geschichte 
herumliegenden Harken tritt und der Stiel so heftig 
vor die Stirn schlägt, dass klarer Blick und Urteilsver-
mögen hinter einer tiefen Benommenheit verschwin-
den. Die anderen dagegen sehen das Land durch Putin 
gerade aus dieser Benommenheit erwachen, den klaren 
Blick zurück zu gewinnen. Für sie ist Russland fünfund-
zwanzig lange Jahre vom richtigen Pfad abgewichen und 
kehrt nun endlich auf ihn zurück. Das Ergebnis ist das-
selbe, nur die Bewertung ist unterschiedlich: Imperium 
zu sein ist Russlands Schicksal.

Im Motto meines Blogs (<http://russland.boell 
blog.org/>) steht dazu der Satz: »Russland war Jahr-
hunderte lang Imperium und muss nun, eher unwillig, 
Nationalstaat werden.« Das ist ein durchaus bewusst 
gewählter Imperativ. Russland muss, will aber nicht (so 

http://besttoday.ru/read/6518.html
http://v-fedotov.livejournal.com/289158.html
http://russland.boellblog.org/
http://russland.boellblog.org/
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richtig). Aus diesem Satz spricht mein hemmungsloser 
Geschichtsoptimismus (der aber natürlich in die Irre 
führen kann, wenn man ihm blind folgt).

Ich bin also überzeugt, dass es keine Wiederkehr 
des Imperiums gibt. Auch Russland muss den bitteren 
Weg der Nationalstaatswerdung gehen. Es gibt keine 
Abkürzung. Es gibt nur mehr oder weniger schmerz-
hafte Wege, mehr oder weniger gewaltvolle, mehr oder 
weniger blutige.

Das Grundproblem jeder Nationalstaatsbildung ist 
das der Grenzen. Was wird eingeschlossen? Wer wird 
eingeschlossen? Was muss draußen bleiben? Wer gehört 
im Inneren dazu? Am Ende der Sowjetunion wurden 
diese Fragen, obwohl es von den Nationalismen der Peri-
pherie vorangetrieben wurde, in Russland weitgehend 
ausgeblendet. Das war, besonders im Lichte der Ereig-
nisse bei der Auflösung des Miniimperiums Jugoslawien, 
eine sehr weise Entscheidung. Auch die Verfassung von 
1993, noch heute gültig, greift die Frage nicht auf. Dort 
ist in der Präambel von einem »multinationalen Volk« 
die Rede. Immerhin stehen die Grenzen fest. Oder bes-
ser: Sie standen fest.

Andere europäischen Kolonialreiche der Neuzeit 
(England, Frankreich, Spanien, die Niederlande) hatten 
gegenüber dem Russischen Imperium und der späteren 
Sowjetunion einen Vorteil. Ihr Mutterland befand sich 
auf einem anderen Kontinent als ihre Kolonien. Zudem 
war das Mutterland in der Regel schon zu Imperiums-
zeiten als Nationalstaat organisiert. Russlands Kolo-
nien aber schlossen sich direkt an das Mutterland an, so 

direkt, dass bis heute höchst umstritten ist, wo das Mut-
terland aufhört und die (ehemaligen) Kolonien anfan-
gen (ebenso ist, vor allem in Russland, umstritten, ob 
es sich überhaupt um Kolonien gehandelt hat).

Doch zwei Dinge bleiben bis heute und für die 
nächste Zukunft prekär: Die Frage nach den – end-
gültigen – Grenzen Russlands und, damit eng zusam-
menhängend, die Furcht vor dem weiteren Zerfall des 
Landes. Es gibt, im Gegensatz zu den ehemaligen west-
europäischen Kolonialmächten kein geographisch aus-
reichend klar definiertes Mutterland, das als natürlicher 
Endpunkt einer Deimperialisierung akzeptabel wäre.

Diese Unsicherheit des Landes über sich selbst ist 
die größte Gefahr. Sie treibt auch die neoimperialisti-
schen Fantasien an. Russland könnte wieder größer wer-
den. Wahrscheinlicher aber ist, dass die gegenwärtige 
Aggression, eine Aggression eher aus Angst und Schwä-
che denn aus Selbstbewusstsein und Stärke, den weite-
ren Zerfall auslöst.

Momentan leben wir, um noch einmal auf die Frage 
nach der vorherrschenden Realität zurück zu kommen, 
in Putins Welt. Nicht, weil Russland recht hat oder 
weil es stärker ist als der Westen, sondern weil, wie Ivan 
Krastev richtig schreibt, Putin die Initiative übernom-
men hat: »Putin is ›wild‹ while the West is ›wary‹«. In 
Russland aber, das weiß jeder, wird Initiative bestraft.

Diesen und andere Texte finden Sie auf Jens Siegerts Russ-
landblog <http://russland.boellblog.org/>.

Grafik 8:	 Welchen Einfluss hat Russland heute in der Welt?

Quelle: Umfragen des Lewada-Zentrums vom 21.–24. März 2014 <http://www.levada.ru/print/02-04-2014/otnoshenie-rossiyan-
k-drugim-stranam, 3. April 2014>
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Chronik

27. März – 10. April 2014
27.03.2014 Die UN-Generalversammlung verabschiedet eine Resolution zur territorialen Integrität der Ukraine, in der 

das Referendum auf der Krim als »illegal« bezeichnet wird. Die Resolution wird von 100 Staaten unterstützt, 
58 Staaten enthalten sich, 11 Staaten votieren gegen die Resolution.

28.03.2014 Das russische Außenministerium verabschiedet angesichts der Sanktionen der USA, der EU und Kanadas 
gegen russische Entscheidungsträger Einreiseverbote gegen Staatsbürger dieser Länder. Die Liste der Betrof-
fenen werde nicht veröffentlicht. 

28.03.2014 Das kasachische Verteidigungsministerium untersagt russische Raketentests auf dem Territorium Kasachstans 
bis zur Klärung der Unfallursachen des Absturzes einer Höhenforschungsrakete vom Typ MN-300 (Komplex 
MP-30). Bei dem Absturz unweit eines Dorfes kam niemand zu Schaden.

29.03.2014 Präsident Wladimir Putin bespricht in einem Telefonat mit US-Präsident Barack Obama die Situation in der 
Ukraine und in Transnistrien. 

29.03.2014 Der Mineralölkonzern »Lukoil« beginnt mit der Ölförderung auf dem irakischen Ölfeld West-Kurna 2. 
30.03.2014 In der Republik Krim und der Stadt Sewastopol wird die Moskauer Zeit (MEZ +2) eingeführt. Diese löst die 

Kiewer Zeit (MEZ +1) ab, die seit 1996 auf der Krim galt.
30.03.2014 Außenminister Sergej Lawrow fordert in den Abendnachrichten des »Ersten Kanals« eine Föderalisierung der 

Ukraine, die Einführung von Russisch als zweiter Staatssprache sowie Referenden in ukrainischen Regionen 
über ihren Status. Das ukrainische Außenministerium weist dies entschieden zurück. 

30.03.2014 Der Oppositionspolitiker Ilja Ponomarjow (»Gerechtes Russland«) tritt von seiner Kandidatur bei den Bür-
germeisterwahlen in Nowosibirsk am 6. April zurück. Zwei Tage zuvor hatten fünf Oppositionskandidaten 
zu Gunsten des kommunistischen Kandidaten Anatolij Lokot den Rückzug ihrer Kandidatur angekündigt – 
zwei von ihnen dementierten diesen Schritt am Folgetag.

30.–31.03.2014 In Paris treffen US-Außenminister John Kerry und sein russischer Amtskollege Sergej Lawrow zu Gesprächen 
zusammen. Im Zentrum steht die Entwicklung in der Ukraine und Möglichkeiten zur Deeskalation der Situation.

31.03.2014 Der kritische TV-Sender »Doshd« (TV Rain) beendet seinen Spendenmarathon. Der Sender kann seine Arbeit 
für weitere 50 Tage fortsetzen.

31.03.2014 Ministerpräsident Dmitrij Medwedew hält in Simferopol (Krim) eine Sitzung zur Entwicklung der neuen rus-
sischen Regionen ab, an der mehrere Minister und stellvertretende Minister teilnehmen.

31.03.2014 Präsident Wladimir Putin unterzeichnet eine Reihe von Erlassen, mit denen die Eingliederung der Krim gere-
gelt wird. Es wird ein Ministerium für Angelegenheiten der Krim geschaffen, das von Oleg Saweljow, seit 2008 
Stellvertretender Minister für wirtschaftliche Entwicklung, geleitet wird. Weitere Erlasse betreffen Gehaltser-
höhungen für Vertragssoldaten, Wehrdienstleistende, Sicherheitskräfte und Staatsangestellte. Die Renten sol-
len auf das russische Durchschnittsniveau angehoben werden.

31.03.2014 Die Staatsduma verabschiedet einstimmig eine Erklärung, mit der der russisch-ukrainische Staatsvertrag über 
die Stationierung der russischen Schwarzmeerflotte in Sewastopol auf der Krim aufgekündigt wird.

31.03.2014 Präsident Wladimir Putin führt am Abend mit Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem türkischen Minis-
terpräsidenten Recep Tayyip Erdoğan Telefongespräche zur Lage in der Ukraine.

31.03.2014 Auf dem Moskauer Triumfalnaja-Platz werden Eduard Limonow, Vorsitzender der Vereinigung »Anderes Russ-
land«, und zehn weitere Aktivsten der traditionellen »Strategie-31«-Demonstrationen, die Versammlungsfrei-
heit fordern, festgenommen.

01.04.2014 Der russische Gaskonzern »Gazprom« gibt eine Erhöhung des Gaspreises für die Ukraine auf 385 US-$ pro 
1000 Kubikmeter Gas bekannt. Zuvor lag der Preis bei 268,5 US-$ pro 1000 m³. Der Schritt wird damit 
begründet, dass Kiew ausstehende Zahlungen von aktuell 1,7 Mrd. US-Dollar nicht beglichen habe.

01.04.2014 Alexej Tschalij wird vom Stadtparlament Sewastopols zum Interimsgouverneur der Stadt ernannt. 
01.04.2014 »Aeroflot« erhöht die Zahl der Flugreisen und reduziert die Flugpreise für Reisen von Moskau auf die Krim 

auf 7500 Rubel (ca. 152 €) für einen Hin- und Rückflug. 
01.04.2014 Die NATO stellt die militärische wie zivile Zusammenarbeit mit Russland ein. Das wird nach einem Außen-

ministertreffen der NATO-Staaten in einer Erklärung bekannt gegeben.
01.04.2014 Der Gründer des sozialen Netzwerks »W Kontakte« Pawel Durow erklärt seinen Rücktritt. Er begründet sei-

nen Schritt mit einer deutlichen Einschränkung seiner Handlungsfreiheit als Generaldirektor auf Grund 
von Veränderungen bei der Zusammensetzung der Aktionäre. Am 3. April zieht er diese Erklärung zurück.

01.04.2014 Die Statistikbehörde »Rosstat« teilt mit, dass das Bruttoinlandsprodukt über das Jahr 2013 um 1,3 % gewach-
sen ist; es betrug im vergangenen Jahr 66,755 Billionen Rubel (ca. 1,360 Billionen €).
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02.04.2014 Bei einer Anti-Terror-Operation der Sicherheitskräfte im Rayon Bujnaksk (Dagestan) werden zwei mutmaß-
liche Untergrundkämpfer getötet.

02.04.2014 Sergej Dankwert, Leiter des Föderalen Dienstes für Veterinär- und Phytosanitäraufsicht (Rosselchosnadsor), 
gibt ein Einfuhrverbot für Fertigfleischprodukte aus Polen und Litauen ab dem 7. April bekannt. Russland 
folge dabei einer Entscheidung von Belarus.

02.04.2014 Ein Moskauer Bezirksgericht fällt das erste Urteil im Zusammenhang mit den Veruntreuungen im Verteidi-
gungsministerium. Dinara Biljalowa, die Leiterin von »Mira«, einem Subunternehmen von »Oboronserwis«, 
wird zur vier Jahren Haft und einer Geldstrafe von 800.000 Rubel (ca. 16.300 €) verurteilt. 

02.04.2014 Sergej Stepaschin, ehemaliger Leiter des russischen Rechnungshofes und Vorsitzender der »Kaiserlich Ortho-
doxen Palästina-Gesellschaft « (IPPO), trifft in Syrien mir Präsident Bashar al-Assad zusammen. Er übergibt 
diesem eine mündliche Botschaft von Präsident Putin.

02.04.2014 Präsident Putin entlässt den Gouverneur des Gebietes Wolgograd Sergej Boshenow auf dessen eigenen Wunsch 
und ernennt Andrej Botscharow zum Interimsgouverneur.

02.04.2014 Präsident Wladimir Putin bestimmt durch einen Erlass, dass die Krim in den Südlichen Militärbezirk Russ-
lands integriert wird.

03.04.2014 Vor dem Hintergrund der Situation in der Ukraine unterbrechen die USA die gemeinsamen Konsultationen zur 
Raketenabwehr. Die NASA stellt die Zusammenarbeit mit Russland im Bereich der Luft- und Raumfahrt ein.

03.04.2014 Das Parlament der Republik Kabardino-Balkarien schafft durch eine Gesetzesänderung die Direktwahl des 
Republikoberhauptes ab. Stattdessen wird dieser nun durch das Republikparlament aus drei Kandidaten 
gewählt, die zuvor vom russischen Präsidenten vorgeschlagen wurden.

03.04.2014 Die Internetseite der Informationsagentur »Interfax« wird durch einen Hacker-Angriff über mehrere Stun-
den lahmgelegt.

03.04.2014 Das russische Außenministerium teilt der Ukraine offiziell mit, dass der Staatsvertrag über die Stationierung 
der Schwarzmeerflotte in Sewastopol auf der Krim von russischer Seite aufgekündigt wurde.

03.04.2014 Das russische Außenministerium protestiert beim deutschen Botschafter gegen Äußerungen von Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble. Dieser hatte vor Schülern Parallelen zwischen der Übernahme der Krim und der 
Annexion des Sudentenlands 1938 durch das Deutsche Reich gezogen. Das russische Außenministerium hält 
solche »pseudo-historischen Exkurse« für provokativ.

03.04.2014 25 ukrainische Staatsbürger werden in mehreren russischen Regionen wegen der Vorbereitung von Sabotage-
handlungen und Terroranschlägen festgenommen. 

03.04.2014 Bei einem Treffen mit Gazprom-Chef Aleksej Miller erklärt Ministerpräsident Dmitrij Medwedew, dass er 
anordne, das Charkower Abkommen vom 21. April 2010 außer Kraft zu setzen, da die völkerrechtlichen 
Grundlage entfallen seien. Das Abkommen sah eine Gaspreisreduzierung um bis zu $100/Tsd. m³ als Gegen-
leistung für die Stationierung der Schwarzmeerflotte bis 2042 vor. Der Gaspreis für die Ukraine steigt damit 
auf $480/Tsd. m³ – bis April lag dieser bei $268,5/Tsd. m³.

03.04.2014 Bei der Explosion eines Sprengsatzes im Rayon Martanowsk (Republik Tschetschenien) kommen 4 Soldaten 
in einem Schützenpanzer ums Leben, sieben weitere werden verletzt.

04.04.2014 Das Moskauer Stadtgericht reduziert nachträglich die Haftstrafe der amnestierten »Pussy-Riot«-Aktivistin-
nen Nadeshda Tolokonnikowa und Maria Aljochina um einen Monat. Aus dem Urteil soll der Straftatbe-
stand »Anstachelung von Hass oder Feindschaft« gestrichen werden. Das Oberste Gericht hatte zuvor das 
ursprüngliche Urteil bemängelt. 

04.04.2014 Zur Sicherung der Kampf- und Einsatzbereitschaft werden alle größeren Verbände der russischen Streitkräfte 
im Gebiet Amur, in der Region Chabarowsk und im Jüdischen Autonomen Gebiet bis Ende April auf Gefechts-
bereitschaft und Mobilisierungsfähigkeit überprüft.

04.04.2014 Der Föderale Dienst für Medienaufsicht (»Roskomnadsor«) blockiert den Zugang zur Internetseite der nicht 
registrierten Partei »Anderes Russland«. Auf der Seite seien Informationen über eine nicht genehmigte Ver-
anstaltung veröffentlicht worden.

04.04.2014 Ramasan Abdulatipow, Republikoberhaupt in Dagestan, entlässt den Bürgermeister der dagestanischen Haupt-
stadt Machatschkala Murtasali Rabadanow und ernennt Magomed Sulejmanow zu dessen Interims-Nachfolger. 

04.04.2014 Alexej Anisimow wird zum neuen Vorsitzenden des Exekutivkomitees der »Allrussischen Volksfront« gewählt. 
Sein Vorgänger Andrej Botscharow war zum Interims-Gouverneur im Gebiet Wolgograd ernannt worden. Ani-
simow war bisher Stellvertretender Leiter der Abteilung Innenpolitik in der Präsidialadministration.
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04.04.2014 Die russische Staatsduma verabschiedet ein Gesetz zur vereinfachten Anerkennung der russischen Staatsbür-
gerschaft für Russischsprachige und Angehörige von ehemals in Russland, der Sowjetunion oder dem Russi-
schen Reich lebenden Personen. Dabei muss der ständige Wohnsitz nach Russland verlegt und die bisherige 
Staatsbürgerschaft abgegeben werden. 

05.04.2014 Die parlamentarische Versammlung der NATO beschließt auf ihrer Sitzung in Riga, die Zusammenarbeit mit 
der russischen Staatsduma einzustellen. Grund ist die Situation in der Ukraine.

06.04.2014 Auf dem Moskauer Manegen-Platz werden fünf Personen, die individuelle Mahnwachen für die »Bolotnaja-
Gefangenen« abhalten wollten, vorübergehend festgenommen.

06.04.2014 In Nowosibirsk finden vorgezogene Neuwahlen des Bürgermeisters statt. Der Amtsinhaber Wladimir Gorodez-
kij war zum Stellvertretenden Gouverneur im Gebiet Nowosibirsk ernannt worden. Der Kandidat der KPRF 
Anatolij Lokot gewinnt mit 43,75 % der Stimmen vor Wladimir Snatkow ( »Einiges Russland«, 39,57 %). Die 
Wahlbeteiligung lag bei 31,31 %. Lokot erklärt am Abend seinen Wahlsieg und hebt hervor, dass es gelungen 
sei, »Einiges Russland« durch eine Vereinigung der Opposition zu besiegen.

07.04.2014 Der Föderale Dienst für den Verbraucherschutz (Rospotrebnadsor), gibt Einfuhrverbote für Milchprodukte 
von sechs ukrainischen Unternehmen bekannt.

07.04.2014 Präsident Wladimir Putin nimmt an einer Sitzung des Kollegiums des Inlandsgeheimdienst (FSB) teil. Er for-
dert, den Schutz der nationalen Informationsressourcen, der Netze, der Datenbanken staatlicher Einrichtun-
gen und Behörden sowie von Staatsgeheimnissen zu verstärken. Zudem erwartet Putin eine Aktivierung der 
Korruptionsbekämpfung, besonders in Hinblick auf versteckte Gelder im Ausland. Weiterhin ruft er den FSB 
auf, legitime oppositionelle Tätigkeit von Extremismus zu unterscheiden. . 

07.04.2014 Präsident Putin empfängt Ramsan Kadyrow, das Oberhaupt der Republik Tschetschenien. Kadyrow erklärt, 
dass die Republik von 2013 bis 2016 Investitionen in Höhe von 128 Mrd. Rubel (ca. 1,6 Mrd. €) anziehen 
wird. Die Arbeitslosigkeit sei 2013 von 27 % auf 18 % gefallen. Zudem gäbe es in Tschetschenien die höchste 
Geburtenrate in Russland.

07.04.2014 Walerij Kostarjow, Sprecher des halbstaatlichen Kommunikationsunternehmens »Rostelekom« erklärt, dass 
das Unternehmen keine Wiederaufnahme der Ausstrahlung von »TV Doshd« plane. Stattdessen werde ein 
Verfahren zur Vertragsauflösung eingeleitet.

07.04.2014 Die Moskauer Stadtverwaltung genehmigt eine von der Opposition angemeldete Demonstration »Zum Schutz 
der Medienfreiheit« mit bis zu 50.000 Teilnehmern für den 13. April.

07.04.2014 Der russische Außenminister Sergej Lawrow führt mit dem deutschen Außenminister Frank-Walter Stein-
meier sowie US-Außenminister John Kerry Telefongespräche zur Situation in der Ukraine. Kerry schlägt Ver-
handlungen unter Beteiligung Russlands, der Ukraine, der USA und der EU in den kommenden 10 Tagen 
vor, um eine Deeskalation der angespannten Situation zu erzielen.

08.04.2014 Die Abteilungsleiterin der Landwirtschaftsbank »Rosselchosbank« in Dagestan wird in Machatschkala erschos-
sen aufgefunden.

08.04.2014 Alexander Bortnikow, der Direktor des russischen Inlandsgeheimdienst FSB, teilt mit, dass der FSB Doku 
Umarow, den Anführer der terroristischen Organisation »Imarat Kaukasus« »neutralisiert« habe. Sein Leich-
nam sei noch nicht aufgefunden. Im ersten Quartal 2014 seien bei 33 Anti-Terror Einsätzen 13 Anführer und 
65 aktive Untergrundkämpfer getötet, sowie 240 »Banditen und deren Gehilfen« festgenommen worden. 
Zudem seinen die Terroranschläge in Wolgograd und Pjatigorsk aufgeklärt und eine Personengruppe, die an 
deren Vorbereitung und Durchführung beteiligt war, festgenommen worden, so Bortnikow.

08.04.2014 Admiral Wladimir Koroljow, Kommandeur der russischen Nordmeerflotte, gibt bekannt, dass die Flotte bis 2020 
sechs atomgetrieben und nicht atomgetrieben Mehrzweck-U-Boote, zwei große Landungsschiffe, einen Zerstö-
rer neuester Bauart, fünf Fregatten, fünf Minensuchschiffe sowie 21 Versorgungsschiffe erhalten werde. »Wladi-
mir Monomach«, das letzte von drei strategischen Atom-U-Booten, werde bis Ende des Jahres geliefert – die U-
Boote »Jurij Dolgorukij« und »Alexander Newskij« seien schon an ihren Standorten bei der Flotte eingetroffen.

08.04.2014 Der Föderale Migrationsdienst gibt bekannt, dass bisher 300 Personen auf der Krim einen Antrag zur Beibe-
haltung ihrer ukrainischen Staatsbürgerschaft eingereicht haben. Ein solcher Antrag zur Ablehnung der rus-
sischen Staatsbürgerschaft kann bis zum 18. April in vier Städten auf der Krim eingereicht werden.

08.04.2014 Das russische Verfassungsgericht erkennt das russische Gesetz zu »ausländischen Agenten« als verfassungs-
konform an. Das Gesetz sieht eine Registrierung von NGOs als »ausländische Agenten« vor, die eine Finan-
zierung aus dem Ausland erhalten und politisch tätig sind.

08.04.2014 Ein Moskauer Bezirksgericht lehnt die Klage des Senders »TV Doshd« gegen Kabelnetzbetreiber ab, die den 
Sender aus ihrem Angebot gestrichen hatten. 

08.04.2014 Bei der Aufsichtsratssichtung der »Agentur für strategische Initiativen« fordert Präsident Wladimir Putin die 
deutliche Verbesserung des Wirtschaftsklimas in Russland. 
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09.04.2014 Alexander Bortnikow, Direktor des russischen Inlandsgeheimdienst FSB, gibt bekannt, dass der FSB in Zusam-
menarbeit mit ausländischen Geheimdiensten einen Terroranschlag auf die olympischen Objekte vor den Win-
terspielen verhindern konnte.

09.04.2014 Kabinettsitzung unter dem Vorsitz von Präsident Wladimir Putin zur außergewöhnlichen Situation bei der 
Energie- und Wirtschaftszusammenarbeit mit der Ukraine. 

09.04.2014 Das Oberhaupt der Republik Tschetschenien Ramsan Kadyrow, der Ministerpräsident der Krim Sergej Aksėnow 
und weitere Gouverneure werden gemäß dem Rotationsprinzip in das Präsidium des russischen Staatsrates 
aufgenommen. Präsident Putin erlässt eine entsprechende Anweisung.

09.04.2014 Das Militärgericht des Militärbezirks Nord-Kaukasus in Rostow am Don verurteilt fünf Organisatoren einer 
Anschlagsserie in Wladikawkas (Nordossetien) im September 2010, bei der 19 Personen getötet und 240 Per-
sonen verletzt wurden, zu Haftstrafen von 14 bis 24 Jahren.

09.04.2014 US-Außenminister John Kerry bespricht mit seinem russischen Amtskollegen Sergej Lawrow telefonisch die 
Situation im Südosten der Ukraine. Beide rufen zu einem Gewaltverzicht auf. Eine internationale Regulie-
rung der Situation wird weiter verhandelt.

09.04.2014 Tagung Präsident Wladimir Putins mit den Präsidialbevollmächtigten in den Föderalbezirken. Im Zentrum 
der Diskussion stehen ein ausgeglichene Haushalt der Föderationssubjekte, der Abriss von beschädigtem Wohn-
raum und die Bereitstellung moderner Medizintechnik in den Regionen. 

09.–10.04.2014 Die Parlamentarische Versammlung des Europarats verabschiedet eine Resolution, die die »militärische Aggres-
sion« gegenüber der Ukraine und die »Annexion der Krim« verurteilt. 

10.04.2014 Im Gebiet Amur wird wegen großräumiger Waldbrände der Ausnahmezustand ausgerufen.
10.04.2014 Einige Abgeordnete der russischen Staatsduma fordern den Generalstaatsanwalt Jurij Tschajka auf, zu prüfen, 

wie es zum Zerfall der Sowjetunion gekommen ist. Sie unterstellen, die Staatsführung der UdSSR mit Michail 
Gorbatschow an der Spitze habe illegale Handlungen begangen, die zu einem Zerfall des Landes geführt hätten. 

10.04.2014 Der Blogger und Oppositionsaktivist Alexej Nawalnyj teilt mit, dass gegen ihn ein weiterer Strafprozess 
angestrengt wird. Nawalnyj hatte Alexej Lisowenko (»Einiges Russland«), einen Abgeordneten eines Mos-
kauer Bezirksparlaments in seinem Blog als »Drogenabhängigen Abgeordneten« bezeichnet. Nawalnyj steht 
bis 28. April unter Hausarrest.

10.04.2014 Ministerpräsident Dmitrij Medwedew bestätigt Anna Popowa als Vorsitzende des Föderalen Dienstes für den 
Verbraucherschutz (Rospotrebnadsor). Popowa hatte das Amt seit Oktober 2013 kommissarisch übernommen.

10.04.2014 Die Parlamentarische Versammlung des Europarates entzieht der russischen Delegation bis zum Ende des Jah-
res das Stimmrecht und schließt Russland aus allen Leitungsorganen des Europarates sowie von der Teilnahme 
an Wahlbeobachtermissionen aus. Die russische Delegation verlässt daraufhin die Versammlung vorzeitig. 

10.04.2014 Präsident Wladimir Putin trifft in seiner Residenz mit Vertretern der »Allrussischen Volksfront« zusammen. 
Putin erklärt unter anderem, dass Russland den Beitritt der Krim nicht langfristig geplant habe. Er habe diese 
Entscheidung erst getroffen, als durch soziologische Erhebungen die Einstellungen der Bewohner der Krim 
deutlich geworden sei.

http://www.laender-analysen.de/russland
http://www.ireon-portal.de
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